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Der Ex-Gouverneur von Cór-
doba, Ramón Mestre, ist von In-
nenminister Federico Storani zum
Bundesinterventor für die Krisen-
provinz Corrientes ernannt wor-
den. Dies erklärte Storani am
Donnerstag abend im von Mestre
und Kabinettschef Rodolfo Ter-
ragno vor Journalisten in Buenos
Aires. Die Intervention der drei
Gewalten der Provinz erfolge
„durch die Nationalregierung und
in Erfüllung des am Donnerstag
verabschiedeten Gesetzes“, sagte
Storani. Am Morgen hatte der
Kongress mit Stimmen des PJ und
der Allianz einer Intervention zu-
gestimmt. Während Mestre von
einer „schweren Aufgabe“ sprach,
bot Terragno „alle Unterstützung
bei der Wiederherstellung der in-
stitutionellen Normalität“ an. 

Mehr als 75 Prozent der Be-
völkerung in Corrientes akzeptie-
re die Maßnahme, sagte Storani.
Gleichzeitug betonte er die Legi-
timität der Forderung der Men-
schen in Corrientes, „die seit drei-
einhalb Monaten keine Gehälter
mehr bekamen“. Jedoch wies der
Inneminister darauf hin, dass „ra-
dikalisierte Gruppen“ bisher ei-
nen „Fortschritt im Dialog mit den
Brückenbesetzern verhindert“
hätten.

Die Situation in der sich in fi-
nanziellen Schwierigkeiten befin-
denden Provinz spitzte sich in der
vergangenen Woche dramatisch
zu, als tausende Demonstranten
die Brücke, die Corrientes mit
Resistencia verbindet, blockier-
ten. Die anhaltende Sperrung der
Verkehrsader sowie geschlossene

Geschäfte und Ratlosigkeit der
Provinzpolitiker im Umgang mit
der Situation sorgten letztlich für
das Einschreiten der National-
regierung.

Unterdessen forderten die De-
monstranten Mestre auf, zu „Ver-
handlungen auf der Brücke“ zu
erscheinen. Zugleich verlangten
sie die Zahlung der ausstehenden
Gehälter, eine Rücknahme der
verabschiedeten Einsparungen
und Entlassungen sowie Maßnah-
men zur „Linderung des sozialen
Notstandes“.

Ziel sei ebenfalls eine Bestra-
fung der Verantwortlichen der Fi-
nanzkrise, insbesondere des Ex-
Gouverneurs Raúl Tato Romero
Feris, sowie eine „Kontrolle der
öffentlichen Ausgaben durch die
Bürger“.

Mestre Interventor in Corrientes
Brückensperrung dauert an / Demonstranten fordern „Bestrafung“ Romero Feris’

„Soldat Menems“
vereidigt

Fünf Tage nach der Aufga-
be seines Amtes als Innenmi-
nister ist Carlos Corach am
Mittwoch von Senats- und Vi-
zepräsident „Chacho“ Alvarez
als Senator bis zum Jahre 2001
vereidigt worden. „Ich bin ein
Soldat Menems, hier und an
jedem anderen Ort“, ließ der
Innenminister der Menem-Re-
gierung keinen Zweifel an sei-
ner Position innerhalb der PJ-
Fraktion. 

Unlängst hatte Alvarez den
neuen Senator noch scharf an-
gegriffen und gesagt, Corach
sei „der Führungspolitiker mit
dem größten Prestigeverlust in
Argentinien“. Der PJ hatte Co-
rach in einer polemischen In-
ternwahl zum Kandidaten ge-
kürt, von politischer Klüngel-
wirtschaft und „Befingerung“
der Urnen war dabei die Rede.

Angst vor neuen Stromausfällen
Kontrollbehörde ENRE und Stadtregierung beschuldigen Lieferanten

Rund zwei Millionen Menschen in Buenos Aires waren am Mitt-
woch morgen von einem Stromausfall betroffen, der eine Stunde
lang 13 Stadtteile der Bundeshauptstadt lahm legte. Bei dem in
diesem Sommer bislang schwerwiegensten Stromausfall mussten
die U-Bahnlinien „A“, „B“ und „D“ ihren Dienst vorübergehend
einstellen, der Ausfall der Verkehrsampeln hatte in zahlreichen Stra-
ßen sowie in den Avenidas Juan B. Justo, Libertador, Figueroas
Alcorta, Santa Fe, Córdoba, Callao und Belgrano ein Verkehrscha-
os zur Folge. 

Dieser zweite Stromausfall innerhalb von zwölf Stunden und
der sechste der vergangenen zwei Wochen war Folge eines techni-
schen Defekts in der zu Edenor gehörenden Verteilerstation Puerto
Nuevo. Da die Station auch Edesur-Kunden bedient, fiel auch bei
diesen vielfach der Strom aus.

Während die Bürger angesichts der neuerlichen Stromausfälle
eine Wiederholung des grossen Notstandes vom vergangenen Fe-
bruar fürchten, bei dem mehrere Stadtteile elf Tage lang ohne Elek-
trizität auskommen mussten, sehen die Kontrollbehörde ENRE und
die Stadtregierung die Schuld für die Zwischenfälle allein bei den
Stromlieferern.

ENRE führt die Stromausfälle auf mangelhafte Wartung der Ver-
teilerstationen von Edenor und Edesur sowie technische Probleme
zurück und kündigte bereits an, Geldbußen für die Stromlieferan-
ten lägen „im Bereich des Möglichen“. Auch der Energiesekretär
der Stadtregierung, Daniel Montamat, erklärte, die Stromausfälle
seien nicht Folge „fehlender Energie oder Transportschwierigkei-
ten“, sondern Resultat von „Qualitätsmängeln bei den Ver-
teilerunternehmen“.

ENRE-Techniker sehen das Problem freilich in der „fehlenden
Schulung des Personals und fehlender Anwendung neuer Techno-
logien“ und forderten vermehrte Kontrollen des Geräte- und Ma-
schinenparks.

Jahr 2000-Effekt und Gesundheit
Von 1.279 öffentlichen Krankenhäusern im ganzen Land ha-

ben nur 500 dem Gesundheitsministerium detaillierte Informatio-
nen über die Möglichkeit einer Informatikkrise wegen des Jahr-
tausendwechsels mitgeteilt, wie aus einem Bericht des Ministeri-
ums hervorgeht. Unter den 15.518 biomedizinischen Geräten, die
erfasst wurden und die sich in den Krankenhäusern und 2.920 Ge-
sundheitszentren Argentiniens befinden, seien 4.075 Geräte, die
von den Herstellern bisher als „nicht kompatibel“ mit der Umstel-
lung auf das Jahr 2000 bestätigt wurden. 350 seien definitiv nicht
kompatibel und könnten auch nicht angepaßt werden, heisst es in
dem Bericht. 

Die Bestätigung eines Fabrikanten für die Kompatibilität sei
allerdings häufig ein Problem, weil viele Geräte in Argentinien
gebraucht und überholt seien, und die Fabrikanten daher für sie
keine Kompatibilitätsgarantie mehr übernehmen. Ein Bioingenieur-
team der Universität Entre Ríos arbeite derzeit an der Kompatibi-
litätsgarantie solcher Geräte.

Wenige Tage vor dem 1. Januar 2000 mache man sich vor al-
lem Sorgen über Geräte, die zur Kategorie „lebenserhaltende Ge-
räte“ (Beatmunggeräte, Monitore zur Kontrolle von lebenswichti-
gen Organen usw.) gehören. Behandlungsgeräte hingegen (wie etwa
Geräte für Strahlentherapie, die in der Krebsbehandlung verwen-
det werden) und Diagnosegeräte (z.B. Echoschall und Thomogra-
phen) könnten aus dem Betrieb genommen werden, wenn Fehler
auftreten. 

Der sogenannte Jahr 2000-Effekt kann im Gesundheitsbereich
die Funktion aller jener Geräte beeinträchtigen, die eine interne
Uhr für ihren Betrieb benötigen, sei es für die Berechnung von
Daten, Terminen oder der Festlegung von Behandlungsdauer. Er-
kennt diese innere Uhr das neue Jahr nicht mittels der vier Stellen,
kann sie die doppelte Null als einen Fehler interpretieren, Fehlin-
formation produzieren oder das Gerät abschalten.
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Französische Politiker haben das Wort Kohabitation erfun-
den und in ihre Verfassung eingebaut. Seither haben sie
die-ses Zusammenleben des Präsidenten einer Partei mit

einem Premierminister oder Kabinettschef der anderen mehrmals
vorexerziert, gleichfalls gegenwärtig mit dem gaullistischen Präsi-
denten Jacques Chirac und dem sozialistischen Premierminister
Lionel Jospin. Chirac hatte vorher selber als Premierminister mit
dem damaligen sozialistischen Präsidenten François Mitterrand am-
tiert, so dass ihm diese Übung sicherlich nicht fremd ist. Der fran-
zösische Präsident hat nicht nur repräsentative Aufgaben wie in
Deutschland oder Italien, sondern mischt in der Aussen- und Ver-
teidigungspolitik mit, so dass sich gegebenenfalls Spannungen mit
den zuständigen Ministerien ergeben mögen, die dem Premiermi-
nister oder Kabinettschef unterstehen. Die Verfassung der V. Repu-
blik ermöglicht diese Situation, die die meisten Präsidenten zu ver-
meiden suchten.

Argentinien ist bekanntlich eine Präsidialdemokratie, so dass der
Staatschef auch Regierungschef ist und sein Kabinett ernennt. Aus
den jüngsten allgemeinen Wahlen vom 24. Oktober hat sich eine
eigenartige Konstellation entwickelt, die nun zu einer Art Kohabi-
tation führt, allerdings von den Partnern weitgehend ungewollt.
Nicht dass diese französische Verfassungsbesonderheit rechtlich im
argentinischen Grundgesetz verankert wäre, wohl aber, dass Präsi-
dent Fernando de la Rúa im Kongress der justizialistischen Mehr-
heit im Senat gegenübersteht, wogegen die regierende Allianz in
der Deputiertenkammer die erste Minderheit stellt und gegebenen-
falls mit befreundeten Deputierten mehrerer Lokalparteien sitzungs-
und mehrheitsfähig ist.

Zudem regieren zur Zeit vierzehn justizialistische Gouverneure
in den Provinzen, nahezu doppelt so viele wie parteiradikale Amts-
träger in den Gliedstaaten. Gouverneure pflegen Einfluss auf die
Entscheidungen im nationalen Kongress zu nehmen, zumal wenn
ihre Interessen tangiert werden. Des weiteren kann de la Rúa nicht
wie Menem mit einer befreundeten Mehrheit der fünf von neun
Richtern im Obersten Gerichtshof rechnen, die bei Rechtsstreitig-
keiten, die nationalstaatliche Interessen berühren, zugunsten der
Regierung urteilen. Die Zentralbank als Hüterin der Währung und
der Auflagen der Konvertibilität ist unabhängig von Exekutive und
Kongress, abgesehen von der Rechenschaft, die sie beiden Gewal-
ten im Staat schuldig ist. 

Dieses verteilte Machtspektrum führt zur erwähnten Kohabitati-
on, argentinischer Art. Ebenso wie Menem 1989 mit dem vorzeitig
ausscheidenden Präsidenten Alfonsín ausgemacht hatte, dass sich
die Radikalen für die bevorstehenden grundlegenden Gesetze über
die Staatsreformen verpflichteten, die Beschlussfähigkeit in beiden
Kammern zu garantieren, auch wenn sie gegen die Vorlagen der
Exekutive stimmten, so hat sich de la Rúa noch vor seinem Amts-
antritt bemüht, seine eigene Version der Kohabitation mit den Pro-
vinzgouverneuren in die Wege zu leiten.

Das ist dem gewählten Präsidenten nach anfänglichem Zaudern
der Senatoren gelungen, als diese in der Vorwoche den sogenann-
ten Fiskalpakt mit den Provinzgouverneuren absegneten. Der gleich-

zeitige Vorstoss in der Deputiertenkammer, auch den Haushalt und
das Steuerpaket zu verabschieden, scheiterte, weil sich die Volks-
vertreter den Haushalt und vor allem die empfohlenen Steuerrefor-
men erst einmal gründlich anschauen wollten, ehe sie dazu Stel-
lung nehmen.

In der neuen Zusammensetzung der Kammer seit dem 10. De-
zember kann die Allianz mit befreundeten Deputierten diese Pro-
jekte zwar durchpeitschen, ist aber auf die Zusage der Justizialisten
sowie anderer Deputierter zwecks Zweidrittelmehrheit angewiesen,
damit der Bericht des Haushaltsausschusses sogleich behandelt wird,
anstatt eine Woche warten zu müssen, wie es das Kammerregle-
ment vorschreibt. So geschah es auch, so dass die Kohabitation ihre
zweite Prüfung bestand.

Dann folgt der Senat, wo die Justizialisten eine eigene Mehrheit
besitzen. Vorerst haben diese Senatoren nur durch ihre Sprecher
wissen lassen, dass sie gleich handeln werden wie ihre Parteikolle-
gen in der Deputiertenkammer, was im Klartext heissen würde, dass
der Haushalt und das Steuerpaket bachab läuft. Das wäre dann das
vorläufige Ende der Kohabitation mit sicherlich ungewissen Fol-
gen für die Kreditwürdigkeit Argentiniens. Möglicherweise wer-
den sich die Senatoren das anders überlegen, wenn sie die Folgen
ihrer Opposition abschätzen.

 Deshalb wird erwartet, dass der Senat in der kommenden Wo-
che das Steuerpaket und das Haushaltsgesetz absegnet, womit die
Kohabitation ihre dritte Prüfung bestehen würde. Zudem haben Re-
gierung und Opposition Hals über Kopf die Intervention der Pro-
vinz Corrientes im Kongress gebilligt und somit eine vierte Prü-
fung der Kohabitation in die Wege geleitet.

Inzwischen hat Präsident de la Rúa eine neue Variante der Koha-
bitation eingeführt, als er die Intervention der Rentnerkasse, im Kür-
zel genannt PAMI, zu Dritt verfügte. Das Dreigespann bilden Ceci-
lia Filgueras, Vizeministerin für soziale Fragen mit radikalem Par-
teibuch und bisher Vertrauensmitarbeiterin de la Rúas in der Stadt-
regierung von Buenos Aires, Angel Tognetto vom Frepaso, der für
soziale Angelegenheit in der gleichnamigen Provinz für die geschei-
terte Gouverneursanwärterin und jetzige Ministerin für soziale Fra-
gen, Graciela Fernández Meijide, deren Schwager er ist, vorgemerkt
war, und Horacio Rodríguez Larreta Jr., Parteijustizialist mit drei-
jähriger Erfahrung als Verwalter der Sozialkasse Anses, der im Fall
des Wahlsieges von Eduardo Duhalde als Minister dieses Amtes
angekündigt worden war. Diese Variante der Kohabitation wird als
Staatspolitik gekleidet. Damit soll signalisiert werden, dass die
brenzlige Pami-Verwaltung alle gleichermassen angeht und nicht
Sache einer Regierungspartei sein sollte. 

Wie diese Art Kohabitation lassen sich künftig noch andere Va-
rianten finden, wobei Radikale und Justizialisten zusammenarbei-
ten, um dringliche Probleme zu lösen. Gelegentlich wird sich zei-
gen, wie sich diese Übung in der Präsidialdemokratie Argentiniens
entwickelt, in der die beiden grossen Volksparteien sich traditionell
spinnefeind gegenseitig bekämpften und selten gemeinsame Sache
machten. Inzwischen ist man in der Parteienlandschaft offenbar klü-
ger geworden.

Kohabitation

Der diesjährige Preis für Friedenserziehung der UN-Organisation
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (Unesco) ist am Montag in
Paris den Müttern der Plaza de Mayo übergeben worden. Die Vorsit-
zende der Organisation, Hebe de Bonafini, nahm den mit 25.000 Dol-
lar dotierten Preis aus der Hand des neuen Unesco-Generalsekretärs,
des Japaners Koichiro Matsuura, entgegen. Dieser würdigte den Ein-
satz der Mütter der Plaza de Mayo für eine „gerechtere und solidari-
schere Gesellschaft“. Er verwies darauf, dass die Vereinigung der
Mütter mittlerweile eine Bibliothek, ein literarisches Café, ein Kul-
turzentrum und eine Volkshochschule für Friedenserziehung ins Le-

ben rief. Hebe de Bonafini erinnerte in ihrer Rede an die Gründung
der Organisation vor 22 Jahren, als eine Gruppe von 14 Frauen vor
der Casa Rosada Aufklärung über das Schicksal ihrer verschwunde-
nen Kinder forderte.

Als die „neuen Verschwundenen“ bezeichnete Hebe de Bonafini
die Arbeitslosen, „die von der Gesellschaft ausgestoßenen Opfer der
Globalisierung“. Seitdem die Mütter der Plaza de Mayo wüssten, dass
ihre Söhne nicht mehr zurückkehren  würden, hätten sie sich ent-
schlossen, „mit allen Müttern solidarisch zu sein, deren Kinder durch
Bomben, Armut oder Hunger zugrunde gingen“.

Mütter der Plaza de Mayo erhalten
 Unesco-Friedenserziehungspreis
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Santibañes
SIDE-Chef

Präsident Fernando de la
Rúa hat den Unternehmer und
alten Freund Fernando de San-
tibañes zum Chef des Geheim-
dienstes SIDE bestimmt.
Hauptaufgabe des neuen
SIDE-Chefs sei die Schaffung
eines „Nationalen Sicherheits-
rats nach nordamerikanischem
Vorbild“, wie de la Rúa beton-
te. Obwohl der Präsident mit
Santibañes nach eigenen Aus-
sagen die „Idealbesetzung“ ge-
funden hat, löste die Ernen-
nung des Ex-Bankers nicht nur
bei vielen Funktionären, son-
dern auch bei Santibañes selbst
Überraschung aus. 

Für die Wahl Santibañes
war nach Angaben des Präsi-
dialamtes ausschlaggebend,
dass der neue SIDE-Chef eine
„Persönlichkeit mit absoluter
Treue gegenüber dem Präsi-
denten“ sei. Auch erfordere der
Vorsitz ein „völliges Fehlen
politischen Ehrgeizes“.

Diese Eigenschaften habe
de la Rúa bereits bei Santi-
bañes-Vorgänger Anzorreguy
geschätzt, der Menem viele
Jahre diente.

Der Ex-’carapintada’-Chef und Ex-Bürgermei-
ster von San Miguel, Aldo Rico, hat am Montag
seinen Eid als neuer Sicherheitsminister der Provinz
Buenos Aires abgelegt. Dabei erhielt Rico von al-
len Mitgliedern des Kabinetts von Gouverneur Car-
los Ruckauf den stärksten Applaus. „Ich erwarte,
dass man uns am Ende der Amtszeit ebenso applau-
diert“, erklärte Ruckauf vor über 2.000 Parteifunk-
tionäre und Aktivisten des PJ im Teatro Argentino
in La Plata. 

Rico, der seine Amtsräume im Sicherheitsmini-
sterium bereits am Freitag der Vorwoche bezogen
hatte, übernahm das Amt trotz harscher Kritik der
Allianz. Der Funktionär soll in seiner neuen Positi-
on das Versprechen Ruckaufs, „eine Kugel für je-
den Verbrecher“, durchsetzen, um auf diese Weise
die Kriminalitätsrate in der Provinz Buenos Aires

zu senken. 
Neben Rico wurde Julián Domínguez als Mini-

ster für Öffentliche Bauten und Dienste, Haroldo
Lebed (Landwirtschaft, Viehzucht und Versorgung),
Jorge Casanovas (Justiz) und Raúl Othacehe (Inne-
res) vereidigt. Gesundheitsminister Juan José Mussi
und Wirtschaftsminister Jorge Sarghini, beide bis 10.
Dezember im Kabinett Eduardo Duhaldes, wurden
in ihren Ämtern bestätigt. „Sie übernehmen eine
schwere Verantwortung“, erklärte Gouverneur Ruck-
auf, „und haben meine volle Unterstützung für ihre
große Aufgabe. Viele Bürger und Bürgerinnen er-
warten für ihre Probleme eine Lösung.“ Am Diens-
tag übernahm auch der Generaldirektor für Bildung
und Kultur, Octavio Bordón, sein Amt. Er legte sei-
nen Eid auf besonderen Wunsch von Ruckauf in ei-
ner Schule ab.

Hohe Erwartungen an Rico
Vereidigung des Kabinetts von Gouverneur Carlos Ruckauf

Víctor Alderete, der umstritte-
ne Ex-Chef des Rentnersozialwer-
kes PAMI, hat in seinem letzten
Amtsjahr 400 Millionen Pesos
mehr ausgegeben als im Haushalt
1999 vorgesehen war. Diese un-
gewöhnliche Steigerung in den
Ausgaben des PAMI und zeit-
gleich abnehmende Leistungen
der Institution sowie Zahlungs-

rückstände gegenüber Lieferanten
waren der Grund für die nun seit
Mittwoch von Cecilia Felgueras
geleitete Intervenierung des
PAMI. Für das Kabinett Fernan-
do de la Rúas ist „das Ausufern
des Haushaltes“ unter der Ägide
Alderetes „Beweis für eine
schlechte Verwaltung“ und even-
tuelle Korruptionsvorgänge und
schürt den Verdacht, dass Mittel
für politische Aktivitäten entfrem-
det wurden.

Nach Angaben der Allianzre-
gierung wird das Rentnersozial-
werk in diesem Jahr insgesamt
Ausgaben in Höhe von 2,8 Milli-
arden Pesos anstelle der veran-
schlagten 2,4 Milliarden haben. Es
gebe jedoch „keinen vernünftigen
Grund für eine derartige Steige-
rung“, wie es in dem Prüfungsbe-
richt des neuen Wirtschaftsmini-
sters José Luis Machinea heisst,
der festgestellt, dass die Steigerun-
gen „fast 17 Prozent des vom Kon-
gress genehmigten Haushaltes be-
tragen“. 

Die PAMI hatte im letzten
Amtsjahr Alderetes Leistungen

wie die Betreuung in den Kran-
kenhäusern der Hauptstadt und die
Versorgung der Rentner mit Me-
dikamenten durch die Apotheken
wegen Nichtzahlung der Rech-
nungen unterbrochen. Der Ex-
PAMI-Chef rechtfertigte dies da-
mit, dass das Schatzamt „nicht
ausreichend Mittel“ für die Zah-
lung an Kliniken, Krankenhäuser
und Apotheken zur Verfügung ge-
stellt habe. 

Den Angaben Alderetes ent-
sprechend erhielt der PAMI in
1999 240 Millionen Pesos weni-
ger, was bedeutet hätte, dass die
Ausgaben in diesem Jahr nur
2,160 Milliarden Pesos betrugen.
Aus den Büchern allerdings geht
hervor, dass der PAMI 640 Mil-
lionen mehr ausgegeben hat. Tat-
sächlich fanden die Prüfer unter
dem Posten „Vergnügen für Direk-
toren“ „ungewöhnliche Ausga-
ben“ in Höhe von 600.000 Pesos.
Alderete hat sich unterdessen in
den Urlaub verabschiedet. Als
letzte Anordnung an seine Mann-
schaft gebot er Widerstand gegen
die Intervention.

Alderete mit Spendierhosen
Ex-PAMI-Chef gab 600.000 Pesos für „Vergnügen“ aus

Buenos Aires Stadt zahlt pünktlich
In einem Schreiben an die Stadtregierung von Buenos Aires

hebt D. Argüello, Direktor des Argentinischen Staatslieferanten-
Verbandes, besonders lobend hervor, dass die jahrelangen, notori-
schen Unregelmässigkeiten bei der Bezahlung von Lieferanten der
Stadt Bue-nos Aires seit der Amtsübernahme durch De la Rúa ab-
geschafft wurden.

Auf Anfrage erklärte der Schatz- und Finanzsekretär der Stadt,
E.A. Delle Ville, im August 1996 hätte die Wirtschaftsführung
der Stadt eine Schuld von rd. $ 1,16 Mrd. übernommen. Durch
Abzahlung der Schuldenlast einschliesslich ihrer Zinsen wurde im
Jahr 1998 zum ersten Mal, ausschliesslich mit den Einnahmen der
Stadt, von der Wirtschaftsführung ein Haushaltsüberschuss erzielt.

Dieser Überschuss konnte ohne Steuererhöhungen und ohne
jeglichen Personalabbau erzielt werden, erklärte der Stadtsekretär
weiter. Als die Rezession eintrat, hatte die Wirtschaftsführung der
Stadt mit geringeren Wachstumsraten (1% bei der Wirtschaft und
0,7% bei den Preisen) gerechnet als die Regierung, die 4,8% Wirt-
schaftswachstum vorweggenommen hatte. Unter diesen Voraus-
setzungen war das Sparprogramm ausgeglichener und der Haus-
haltsplan konnte eingehalten werden. Für 1999 ergibt sich ein Über-
hang von etwa 7%.

Für 2000 rechnet die Wirtschaftsführung der Stadt mit einer
BIP-Zunahme von 3%. Der Haushaltsplan sieht um 0,8% weniger
Ausgaben vor als die $ 3,26 Mrd. dieses Jahres und der erwartete
Überschuss soll 7,9% betragen. Für Investitionen werden $ 366,4
Mio. zur Verfügung stehen. Das ist der höchste Betrag der letzten
Zeit. Für das Gesundheitswesen soll 2000 um 4,3% mehr zur Ver-
fügung gestellt werden, für den Sozialbereich um 17,8% mehr, für
Erziehung um 2,3% mehr und für den Kulturbereich um 5,6% mehr.
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Mit den Amtsantritten von 19 Gouverneuren haben am vergange-
nen Wochenende die Amtsübernahmen in den Provinzen für 1999 ei-
nen Abschluss gefunden. Neben der Vereidigung Angel Mazzas in La
Rioja, Carlos Reutemanns in Santa Fe und Carlos Ruckaufs in Buenos
Aires legten auch in Mendoza, Río Negro, Formosa, Misiones, Chubut,
Entre Ríos, Chaco, Neuquén, San Juan, San Luis, Salta, Catamarca,
Jujuy, La Pampa, Santa Cruz und Santiago del Estero die neuen oder
wiedergewählten Gouverneure ihren Amtseid ab. In Tierra del Fuego,
wo der Justizialist Carlos Manfredotti zum Gouverneur gewählt wur-
de, wird die neue Provinzregierung erst am 10. Januar ihr Amt antre-
ten, während in Corrientes, wo der Gouverneur Raúl „Tato“ Romero
Feris seines Amtes enthoben wurde, im März 2000 Neuwahlen statt-
finden werden.

In der bevölkerungsreichsten und strategisch wichtigsten Provinz
Buenos Aires löste bereits am Freitag der vergangenen Woche der bis-
herige Vizepräsident Carlos Ruckauf Eduardo Duhalde im Amt ab.

In seiner Antrittsrede sagte Ruckauf der Korruption und dem Ver-

Amtsantritt von 19 Gouverneuren
Zehn Provinzen wechselten / In neun wurden die Gouverneure wiedergewählt

brechen den Kampf an. „Es ist an der Zeit, dass Mörder und Verbre-
cher beginnen, Angst zu haben“, sagte Ruckauf vor etwa 10.000 Men-
schen auf der Plaza Moreno in La Plata. In seiner Rede gab der ehema-
lige Vize-Präsident Menems zahlreiche Hinweise auf Transparenz,
Haushaltsmittel für die Schaffung von Arbeitsplätzen und zusätzliche
Mittel für die Schulen.

Wie zuvor Ruckauf in La Plata verzichtete auch Carlos Reutemann
in Santa Fe auf die Betonung parteilicher Unterschiede hinsichtlich
„eines Präsidenten von der Allianz und eines peronistischen Gouver-
neurs“. „Ich werde an der Erreichung eines gemeinsamen Nenners für
ein Projekt föderaler Verpflichtung mitarbeiten“, wandte sich der Ex-
Rennfahrer in seiner Antrittsrede an Präsident Fernando de la Rúa. Es
sei kein Platz für Streit oder erbitterte Kämpfe mit der Allianz, weder
auf lokaler noch auf Landesebene.  Vor dem Plenum der Legislative
übte „Lole“ scharfe Kritik angesichts des „wirtschaftlichen Notstands“
der Provinz. Diesen zu beheben sei neben dem sozialen Aspekt das
Hauptanliegen seiner Regierung.

Schaffung von Arbeitsplätzen,
Verbesserung der Sicherheit und
der öffentlichen Bildung sowie
Bekämpfung der Korruption sind
die wesentlichen Forderungen der
Argentinier angesichts der neuen
Ära, die mit dem Amtantritt des
neuen Präsidenten Fernando de la
Rúa am 10. Dezember begonnen
hat. Dies ist das Ergebnis einer
zwischen dem 1. und 9. Dezem-
ber in Buenos Aires, Groß-Bue-
nos Aires und vier weiteren Städ-
ten des Landesinneren durchge-
führten Umfrage des Centro de
Estudios para la Opinión Pública
(CEOP, Zentrum für die Erfor-

schung der Öffentlichen Mei-
nung).

Demnach glaubt die Mehrheit
der Bürger, dass die Regierung
der Allianz Erfolg bei der „Lö-
sung der dringlichsten Probleme“
haben wird. Die Mehrheit (79,7
Prozent) der Befragten ist auch
davon überzeugt, dass de la Rúa
die Konvertibilität aufrechterhal-
ten werde, ein Aspekt, den der
neue Präsident während der Wahl-
kampagne wiederholt hervorge-
hoben hat. Jedoch erwarten die
Bürger keine bedeutenden Ände-
rungen im Bereich von Löhnen
und Gehältern.

Der Menemismus wurde von
den Befragten „schlecht“ benotet
und müßte daher ein Alarmzei-
chen für Carlos Menem hinsicht-
lich seiner Träume von einer
Rückkehr ins Präsidentenamt im
Jahre 2003 sein. Zumindest aber
müßte Menem „aus dem Tiefkel-
ler starten“, wenn er neuerlich das
Vertrauen der Öffentlichkeit ge-
winnen möchte. Denn obwohl die
Führungskapazität von Menem
und seinen Ministern noch eine
bescheidene Zustimmung (22,4
Prozent) bekommt, erhoffen mehr
als 90 Prozent, dass die Regierung
de la Rúas das schlechte Image
der öffentlichen Amtsträger des
Menemismus hinsichtlich „Eh-
renhaftigkeit, Glaubwürdigkeit
und Sparsamkeit“ verbessern
wird. Die Umfrage weist Präsi-
dent de la Rúa hingegen landes-
weit das beste positive Image (73
Prozent) aus, ihm folgen gar mit
Raúl Alfonsín (60) und Carlos
„Chacho“ Alvarez (49,4) zwei
Politiker aus dem eigenen Lager.

Im PJ, wo an erster Stelle die
Parteiführung noch zur Diskussi-
on steht, erfreuen sich mit Carlos
Reutemann (47,8 Prozent), Car-
los Ruckauf (45,4 Prozent) und
José Manuel de la Sota (29,6 Pro-
zent) drei Politiker, die als mögli-
che Präsidentschaftskandidaten
des PJ für 2003 genannt werden,
des besten Images.

Trost bietet die CEOP-Unter-
suchung für Menem aber dahin
gehend, dass sein „Erzfeind“ Edu-
ardo Duhalde von 67,1 Prozent
der Befragten mit negativen Er-
wägungen eingestuft wird. Eine

weitere gute Nachricht für den
Ex-Präsidenten ist, dass ihn trotz
allem 38,1 Prozent als den zu-
künftigen PJ-Chef sehen, weit vor
Duhalde (19,9 Prozent), Ruckauf
(14,9 Prozent) oder Reutemann
(11,8 Prozent). Zwischen dem
Lager der Allianz und dem des PJ
liegt Domingo Cavallo, dem 46,3
Prozent der Befragten ein positi-
ves Image attestieren. 

Auch der PJ in seiner Gesamt-
heit bekam bei der Beurteilung
durch die Bürger schlechte Noten.
50,3 Prozent der Befragten emp-
fanden das Verhalten des PJ in der
Zeit zwischen der Präsident-
schaftswahl vom 24. Oktober und
der Übergabe der Regierungsge-
schäfte am 10. Dezember als
„sehr schlecht“ oder „schlecht“.
Das Verhalten der Allianz wurde
im gleichen Zeitraum von 67,4
Prozent der Befragten jedoch als
„sehr gut“ oder „gut“ eingestuft. 

Die Zurückhaltung der peroni-
stischen Parlamentarier bei der
Verabschiedung des Haushaltes
für das Jahr 2000, wie das de la
Rúa wiederholt gefordert hat,
scheint ebenfalls einen Einfluss
darauf gehabt zu haben, dass 55,6
Prozent der Befragten meint, es
werde eine wilde parlamentari-
sche Opposition geben, die ein
Hindernis für jede Initiative der
Allianzregierung sein wird. 

Auch sind fünf von zehn Be-
fragten der Meinung, dass der PJ
in seiner Rolle als Opposition
nicht als einiger Block auftreten
wird, was als Anzeichen dafür in-
terpretiert wird, dass es dem PJ an
tatsächlicher Führung mangelt.

Vertrauen in die Allianz-Regierung
CEOP-Umfrage spricht von den „Hoffnungen der Bürger“

Senat soll neues Gesicht erhalten
Vizepräsident Carlos „Chacho“ Alvarez will dem Senat ein neues

Gesicht verpassen und hat aus diesem Anlass ein Paket von Maßnah-
men und Projekten mit dem Ziel eingereicht, ein hochkarätiges poli-
tisches Profil zu gewinnen, selbst wenn dies zu Lasten einiger Tradi-
tionen gehen sollte.

Allerdings scheint eine seiner vordringlichsten Absichten vorerst
gescheitert zu sein, denn der Menemist Rodolfo Barras wird nun doch
oberster Rechnungsprüfer der Nation, nachdem ihn die Menem-Re-
gierung noch kurz vor ihrem Ausscheiden nominiert hatte. Der Vize-
präsident kündigte aber an, Barra nicht vereidigen zu wollen. 

Auch will „Chacho“ die „ñoquis“ im Senat abschaffen, also jene
Mitarbeiter, die jeden Monat nur einmal - am 29. - erscheinen, um
ihren Gehaltscheck abzuholen. Die Maßnahme ähnelt der von Edu-
ardo Duhalde, der 1989 als Vizepräsident unter Menem gleich 450
dieser ñoquis entliess. Ebenso will Alvarez Ausgaben und den tägli-
chen Haushaltsstand des Senats im Internet veröffentlichen. Senator
Pedro Del Piero ging noch weiter und forderte unterdessen, auch die
komplette Namensliste des Personals zu veröffentlichen. 

In diesem Zusammenhang sollen auch alle Ernennungen geprüft
werden, die Carlos Ruckauf in den letzten 180 Tagen seines Mandats
als Vizepräsident vorgenommen hatte. Eine Reihe von Justizverfah-
ren soll weiterverfolgt werden. Ruckauf musste vor diesem Hinter-
grund bereits die Verwaltungssekretärin Matilde Guerrero entlassen.



ARGENTINISCHES TAGEBLATT 5Sonnabend, 18. Dezember 1999

DIE WOCHE IN ARGENTINIEN
Funktionäre nahmen an dem von
Freunden des Ex-Außenministers
organisierten Essen teil, darunter
die Senatoren Eduardo Bauzá und
Antonio Cafiero, der bonaerenser
Ex-Sicherheitssekretär León Ars-
lanián, die Wirtschaftler Roberto
und Juan Alemann und der Unter-
nehmer Santiago Soldati.

Alvarez-Kritik
Der Zustand des Arbeitszim-

mers in der Casa Rosada, das dem
Vizepräsidenten zusteht, hat
„Chacho“ Alvarez Anlass gege-
ben, sich zu ärgern. „Es ist unwirt-
lich“, kommentierte Alvarez ge-
genüber Angestellten des Regie-
rungsgebäudes und wies auf Schä-
den im Parkettboden und an den
Tapeten hin. Andererseits aber
äußerte er Begeisterung, weil das
Zimmer direkt neben dem Balkon
liegt, von dem aus Juan Domingo
Perón am 17. Oktober 1945 seine
historische Rede hielt.

Garzón hält Kurs
Der spanische Ermittlungsrich-

ter Baltasar Garzón hat am Diens-
tag die Anklage gegen 98 Vertre-
ter der argentinischen Militärdik-
tatur bestätigt. Der Nationale Ge-
richtshof, die oberste Instanz der
spanischen Strafjustiz, hatte im
November die Aufhebung der in-
ternationalen Haftbefehle gegen
die 98 Militärs und Polizisten
gefordert.Die erhobenen Ankla-
gen richten sich unter anderem
gegen Jorge Videla, Lopoldo Gal-
tieri sowie Emilio Massera.

Cabezas-Prozess
Am Dienstag hat der Prozess

gegen zehn Angeklagte wegen der
Ermordung des Foto-Journalisten
José Luis Cabezas im Januar 1997
begonnen. Staatsanwalt Felipe
Defelitto sagte in seinem Eröff-
nungsplädoyer im Gericht von
Dolores in der Provinz Buenos
Aires, Cabezas sei wegen seiner
Recherchen über kriminelle Ma-
chenschaften der Geschäftswelt
ermordet worden. Durch die Tat
habe die Presse im allgemeinen
eingeschüchtert werden sollen.
Der als Anstifter des Mordes gel-
tende Unternehmer Alfredo Ya-
bran hatte sich im Mai 1998 kurz
vor seiner bevorstehenden Fest-
nahme das Leben genommen. Ca-
bezas hatte Yabran heimlich fo-
tografiert und das Foto veröffent-
licht. Wenig später wurde er er-
mordet. Während des Verfahrens
sollen mehr als 500 Zeugen ge-
hört werden, unter ihnen Eduar-
do Duhalde und Domingo Caval-
lo.

deren Führung stand.
Ruckaufs Brücke

In seiner ersten Kabinettssit-
zung hat Gouverneur Carlos Ruck-
auf eine „Brücke“ zu Fernando de
la Rúa „geschlagen“, um so Ge-
sundheits- und Arbeitspläne, die
mit Mitteln aus dem Nationalhaus-
halt finanziert werden, weiter ver-
folgen zu können. Seine Minister
hielt er dazu an, bei der National-
regierung „die Weiterführung der
Mutter und Kind-Pläne zu erwir-
ken“. Bei öffentlichen Bauvorha-
ben sollten künftig Vertragsfir-
men, die keine illegalen Auslän-
der beschäftigten, bevorzugt
werden.

Kabinettschef Terragno
Rodolfo Terragno, der neue

Kabinettschef hat sich mit dem
Redigieren des Aufrufes zu außer-
ordentlichen Sitzungen des Kon-
gresses befasst, den er zusammen
mit Fernando de la Rúa unterzeich-
nen wird. In den Sitzungen wer-
den der Haushalt 2000 und die Fis-
kalreform zur Debatte stehen. Ter-
ragno legte auch die Struktur sei-
nes Bereichs fest, in der es ein von
Raúl Palacios geführtes Koordina-
tionssekretariat mit vier Unterse-
kretariaten für die Beziehungen zu
den Ministerien geben soll.

Erdstöße im Cuyo
Zwei leichte Erdstöße sind am

Montag die Provinzhauptstadt
Mendoza und in der Provinz San
Juan registriert worden. In beiden
Fällen erreichte die Stärke des
Naturphänomens kaum 4,5 Grad
auf der nach oben offenen Rich-
terskala. Sowohl in Mendoza als
auch in San Juan gab es weder
Verletzte noch Sachschaden.

Waldbrand im Süden
Der Waldbrand im National-

park Lanín in San Martín de los
Andes im Süden von Neuquén ist
nach Mitteilung der Behörden au-
ßer Kontrolle. Mitte der Woche
waren bereits mehr als 264 Hekt-
ar Baumbestand verbrannt. Auf
Grund des Feuers mußte die Stra-
ße der „Siete Lagos“ (sieben Seen)
gesperrt werden. Die Verwaltung
der Nationalparks teilte weiter mit,
dass bisher keine Häuser in Ge-
fahr seien, aber das Feuer auf
Grund der klimatischen Bedin-
gungen schnell fortschreite.

Essen mit Freunden
Guido Di Tella hatte seine ganz

persönliche Verabschiedung am
Montag abend im Círculo Italia-
no. Persönlichkeiten aus Wirt-
schaft und Kultur, nostalgische
Menemisten, Politiker und Ex-

hängig wäre, was untersucht wer-
den müßte. Seine Vorgänger En-
rique Paixao habe dies bereits ge-
prüft. Unterdessen beantragte der
PJ-Senator Emilio Cantarero je-
doch einen Bericht darüber, ob
Paixao neben seinem Gehalt eine
Privilegiertenpension beziehe.
„Wenn dies der Fall wäre, zeugte
dies von moralischer Unfähig-
keit“, sagte Cantarero.

Fogelman geht
Als erste Amtshandlung hat der

neue bonaerenser Sicherheitsmi-
nister Aldo Rico den umstrittenen
Kommissar Víctor Fogelman in
den Ruhestand versetzt. „Herr
Kommissar, für Sie ist in der neu-
en Polizei kein Platz“, erklärte
Rico dem Leiter der Untersuchung
des Mordes an dem Fotojournali-
sten José Luis Cabezas. Derart
befreite sich Rico von dem einzi-
gen aktiven Beamten der Provinz-
polizei, der in engem Kontakt mit

Soziale Sicherheit
Der neue Präsident Fernando

de la Rúa hat den Ex-Bürgermei-
ster von San Isidro, Melchor Pos-
se, zum Staatssekretär für Soziale
Sicherheit ernannt. Damit unter-
steht Posse auch die Administra-
ción Nacional de Seguridad Soci-
al, die umstrittene und berüchtig-
te ANSES sowie alle mit dem So-
zialversicherungswesen zusam-
menhängenden Einrichtungen.
Posse akzeptierte die Ernennung
nach Presseberichten erst, als ihm
de la Rúa zusagte, dass er „Tech-
niker seines Vertrauens“ einstel-
len dürfe.

Barras Amtsübernahme
Der neue Präsident des Gene-

ralrechnungshofes, der Ultra-
menemist Rodolfo Barra, hat am
Dienstag sein Amt angetreten.
Unmittelbar nach seiner Vereidi-
gung erklärte er, dass aus der Zeit
vor dem 10. Dezember nichts an-
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WIRTSCHAFTSÜBERSICHT

Randglossen
Kundgebungsfreudige Gewaltmenschen in Corrientes haben ihr Ziel er-

reicht. Nachdem sie die Brücke zwischen Corrientes und Resis-tencia meh-
rere Tage lang blockiert und andere Zufahrtsstrassen ebenfalls mit Men-
schenmauern gesperrt haben, sah sich die Nationalregierung genötigt, den
Kongress mit der Intervention der Provinzregierung zu bemühen. Beide
Kammern folgten am gleichen Tag dieser Aufforderung. Alle drei Gewal-
ten der Provinz wurden abgesetzt. Der Interventor wird mit einem dicken
Scheckbuch in der Provinz aufwarten, um die rückständigen Gehälter der
50.000 Bürokraten zu bezahlen, 30.000 mehr als vor sechzehn Jahren, als
landesweit gewählt wurde. Der Pleitegeier schwebt über dieser unglückli-
chen Provinz, wo sich die Politiker untereinander streiten, nacheinander
als Gouverneure ihre Gefolgsleute im Amt einstellen und dann Konkurs
anmelden. Die Zeche muss leider ganz Argentinien bezahlen, ob man es so
haben will oder die Correntiner lieber in der eigenen Sosse schmoren las-
sen würde, bis sie sich zusammenreissen und selber helfen.

Nur wenige Tage nach seiner Amtseinsetzung hat Präsident de la Rúa gleich
vier Gesetze des Kongresses durch Vetos für ungültig erklärt. Es ging dabei kei-
nesfalls um staatstragende Angelegenheiten, doch de la Rúa hat die Signale sei-
nes Regierungsstils gesetzt, als er Gesetze widerrief, die Ausgaben verfügten,
ohne dass für die Einnahmen gesorgt worden wäre, wie es gültige Gesetze vor-
schreiben. Offenbar kümmert sich der neue Staatschef nicht nur um grundlegen-
de Reformen im Haushalt mitsamt neuen Steuern, um das ansonsten uferlose
Defizit zu verringern, sondern auch um finanzielle Lappalien, mit denen er rich-
tige Akzente setzt. Wer daraus nicht lernt, dem kann nicht geholfen werden. De
la Rúa wirkt nicht nur bescheiden, allenfalls auch langweilig, sondern handelt
auch dementsprechend.

Die Deputiertenkammer hat in
einer zehnstündigen Sitzung aus-
ser dem Fiskalpakt auch das emp-
fohlene Steuerpaket mit Refor-
men verabschiedet, das wir an
dieser Stelle in der Vorwoche
kommentiert haben.

Die Steuerstruktur soll künf-
tig vermehrt auf der Gewinnsteu-
er beruhen, die zusammen mit
dem höheren Satz von 0,75%
anstatt bisher durchweg 0,5% für
die Steuer auf private Vermögen
bei Werten von $ 200.000 und
mehr vermehrte Einnahmen ein-
bringen soll und vor allem an-
ständige Steuerzahler zur Kasse
bittet. Hinterzieher bleiben im
Abseits.

Bei der Mehrwertsteuer soll-
ten Freizügigkeiten abgeschafft
werden. Das gelang bei Omnis-
busfahrkarten auf mehr als 100
km, privaten Krankenkassen, ge-
nannt „prepagas“, und Kabelfern-
sehen, alle drei zum halben Satz
von 10,5%, wobei letztere Unter-
haltung eigentlich den vollen
Satz von 21% bezahlen müsste,
was wirksame Lobbies verhütet
haben. Der Verkauf von Tages-
zeitungen und Zeitschriften

Fiskalpakt unter Dach und Fach
Mit bemerkenswerter Eile hat

der Kongress den Fiskalpakt in
ein Gesetz gekleidet, der zu Be-
ginn der Vorwoche, unmittelbar
nach dem Amtsantritt der neuen
Regierung, zwischen der Wirt-
schaftsführung und den Provinz-
gouverneuren ausgehandelt wor-
den war. Der Senat segnete den
Pakt drei Tage später ab und die
Deputiertenkammer folgte Mitte
der abgelaufenen Woche.

Ohne diesen Fiskalpakt hätte
kein Haushaltsgesetz mit einem
maximalen Kassendefizit von $
4,5 Mrd. für 2000 ausgearbeitet
werden können, wie es das Ge-
setz über die Solvenz des Staates
vorschreibt. Ebenso hätten un-
gleich schärfere Steuergesetze er-
lassen werden müssen, um besag-
tes Fiskalziel zu erreichen.

Der Fiskalpakt bedeutet im
Klartext, dass die Gouverneure
der Gliedstaaten im Jahr 2000 $
1.350 Mio. monatlich und im
Jahr 2001 1.364 Mio. ebenfalls
monatlich aus den sogenannten
Beteiligungssteuern erhalten wer-
den, so dass sie auf den in den
Gesetzen über die Beteiligungen
der Provinzen und der Nation an
diesen Steuern erwarteten Zu-
wachs verzichten. Bisher erhiel-
ten die Gliedstaaten automatisch
ihren prozentualen Anteil an den
Steuereinkünften, der ihnen von
der Steuerbehörde AFIP täglich

Das Steuerpaket

auf ihre Konten beim Banco de
la Nación gutgeschrieben wird. 

Die laufenden Steuereinnah-
men des nationalen Schatzamtes
waren seit 1994 relativ zurückge-
gangen, weil die Arbeitgeberbei-
träge zu den Sozialkassen der
Anses und die Zölle kraft Zoll-
union im Mercosur und anderen
Freizügigkeiten wie insbesonde-
re Maschinenimporte fühlbar zu-
rückgegangen sind. Dieser Ein-
nahmeverlust wurde durch Betei-
ligungssteuern wettgemacht, wo-
bei den Gliedstaaten ein Gewinn
abfiel, da sie etwa zur Hälfte an
diesen Steuereinkünften beteiligt
sind. Die Folge waren massive
Zunahmen der Ausgaben in den
Provinzen.

Bei einem möglichen Kassen-
defizit von $ 11,5 Mrd. für 2000
musste die Regierung dieser fis-
kalperversen Entwicklung Ein-
halt gebieten. Der vorherige Wirt-
schaftsminister Roque Fernández
hatte im Haushaltsentwurf vorge-
schlagen, die Sonderfonds prak-
tisch auszuschalten, die mit Be-
teiligungssteuern finanziert und
von den Provinzen verwaltet wer-
den. Das wurde im Kongress je-
doch glatt abgelehnt. Alle Gou-
verneure, gleich welcher Partei-
zugehörigkeit, hatten sich den
Verzicht auf ihre Sonderfonds
verbeten.

Noch vor seiner formellen Er-

nennung empfahl Wirtschaftsmi-
nister José Luis Machinea den
Provinzgouverneuren das jetzt
gebilligte Schema für vier Jahre.
Die Gouverneure konterten mit
nur einem Jahr, so dass es mit
zwei Jahren zu einem Kompro-
miss kam. Das bedeutet im Jahr
200l eine neue Verhandlungsrun-
de, weil sonst die in den beiden
kommenden Jahren erwarteten
höheren Steuereinnahmen ab
2002 den Provinzen laut Beteili-
gungssteuergesetzen wieder voll
zufallen würden, womit sie ihre
Ausgaben abermals uferlos erhö-
hen könnten. Das Schatzamt wür-
de dadurch wieder hoffnungslos
defizitär werden. Das Solvenzge-
setz, das die Abschaffung des
Defizits bis 2003 vorsieht, könn-
te nicht eingehalten werden. Ar-
gentinien würde an den interna-
tionalen Finanzmärkten als mög-
licherweise zahlungsunfähig ein-
gestuft werden und müsste wie-
der höhere Länderrisikoprämien
bezahlen, um die Fälligkeiten und
das Defizit zu finanzieren. Aus-
ufernde hohe Inlandszinsen wür-
den den Aufschwung stoppen,
der besonders milde bereits un-

terwegs ist und sicherlich 2000
und 2001 anhalten wird.

Diese Problematik der Betei-
ligungssteuern ist mitnichten ge-
löst, sondern nur aufgeschoben
worden. Kein Gouverneur hat
bisher die geringste Bereitschaft
gezeigt, auf die in den Gesetzen
verbrieften Anteile an diesen
Steuern zu verzichten. Der jetzi-
ge Fiskalnotstand hat sie nur be-
wogen, eine zweijährige Ver-
schnaufspause einzufügen. Da-
nach tritt das jetzige Fiskalpro-
blem  in voller Schärfe wieder
auf, so dass sich die Regierung
wird einiges einfallen lassen
müss, damit sie auch 2001 über
die Runden kommt. Im dritten
Quartal 2001 finden zudem erst-
mals landesweite Volkswahlen
für alle Senatoren statt, so dass
die Diskussion sicherlich erst
nach den Wahlen einsetzen wird.

Vorher werden die meisten
Senatoren auf Wiederwahlfeldzü-
gen kaum bereit sein, die gering-
sten Steuerkonzessionen zuzuge-
stehen. Als jetziger Trost ver-
bleibt die Tatsache, dass der Fis-
kalpakt klare Verhältnisse für
2000 und 2001 herstellt.

bleibt ebenfalls steuerfrei, so dass
die empfohlene Diskriminierung
gegen die Zeitschriften unter den
Tisch fiel.

Bei den internen Konsumsteu-
ern sollen die Zigaretten 65% ge-
gen jetzt 60% entrichten, ohne
dass der Zuwachs den Tabak-
fonds speist. Alkoholika, Bier so-
wie Colagetränke, ausgenommen
Wein,werden mit 8% gegen jetzt
4% belastet, andere Getränke wie
Mineralwasser mit 4% gegen
jetzt Null, gewisse Luxusartikel
und die  Zellulartelephonie
ebenfalls.

Die Freizügigkeit, die Lö-
sungsmittel bei der Brennstoff-
steuer geniessen, sollte abge-
schafft werden, damit sie nicht
mehr dem Benzin beigemischt
werden, wobei Farbfabriken,
Druckereien und andere Indu-
striebetriebe durch Gutschriften
entlastet werden sollten, doch die
Deputiertenkammer liess diese
Reform nicht durch. Die Lobbies
hatten sich abermals
durchgesetzt.

Eine attraktive Quelle für ver-
mehrte Steuereinnahmen entsteht
durch die Anhebung des Höchst-
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Die Deputiertenkammer hat
am nächsten Tag ihrer Verab-
schiedung des Fiskalpaktes und
des Steuerpakets auch erwar-
tungsgemäss den Haushalt für
2000 gebilligt, den der Senat zu-
sammen mit dem Steuerpaket in
der kommenden Woche behan-
deln soll. Falls Reformen einge-
fügt werden, müsste der Kon-
gress sie in der letzten Woche vor
Jahresende regeln, anderenfalls
die drei Herzstücke der Finanz-
politik der Regierung vor Weih-
nachten unter Dach und Fach
wären.

Der Haushalt wurde in der
Deputiertenkammer mit den be-
scheidenen Abstrichen mehrerer
Ausgabensparten verabschiedet,
die die neue Regierung vorge-
schlagen hatte. Der Ausgangs-
punkt war indessen der Haus-
haltsvorschlag der vorherigen
Wirtschaftsführung. 

Insgesamt wurden Abstriche
für $ 1,4 Mrd. bei den Ausgaben
gebilligt. Der grösste Posten be-
trifft die Rentenkassen mit minus
$ 378 Mio., welcher Betrag auf
die Kürzung der hohen Renten
(siehe Kommentar über das Steu-
erpaket) beruht. Geheimfonds
(„gastos reservados“) werden um
$ 175 Mio. verringert, Subven-
tionen an notleidende Provinzen,
im spanischen Kürzel ATN, um
$ 162 Mio., das Programm zur
Arbeitsförderung um $ 125 Mio.,
die Sondersubvention an die Pro-
vinz La Rioja um $ 100 Mio., die
kurz vor dem Abgang Menems

Bescheidene Budgetabstriche

betrages von jetzt $ 4.800 auf
künftig $ 6.000 für Gehälter, auf
die die Lohnbeiträge für Anses
berechnet werden. Dadurch wer-
den alle Managergehälter für die
betreffenden Unternehmen ver-
teuert, was sicherlich für manche
Firmen eine schmerzliche Ko-
stenzunahme bedeutet. Ebenso
müssen solche Gehälter entspre-
chend mehr beisteuern. Diese
Einnahmen werden nicht mit den
Gliedstaaten geteilt.

Die 15prozentige Zinssteuer
wird auf Zinssätze von maximal
15% beschränkt, was sicherlich
zahllose Kleinfirmen und priva-
te Schuldner entlastet, die höhe-
re Verzinsungen bezahlen müs-
sen. Diese Steuer verteuert die
Fremdfinanzierung und verhin-
dert Neuinvestitionen zwecks
Arbeits-beschaffung.

Die lästige Kraftwagensteuer
wird ab 2000 abgeschafft. Wer sie
bisher nicht bezahlt hat, darf sie
in vier Zweimonatsraten abgel-
ten. Das betrifft zumal Omnibus-
se und Flugzeuge, deren Inhaber
sich bisher standhaft geweigert
hatten, die Steuer mit dem Auf-
kleber zu entrichten. Der Lehrer-
fonds, der zwecks Gehaltsaufbes-
serungen mit dieser Steuer finan-
ziert wurde, bleibt indessen be-
stehen und wird 2000 vom
Schatzamt für $ 600 Mio. finan-
ziert werden. Allerdings werden
die Zuwendungen an die Glied-
staaten an Bedingungen geknüpft
werden, die die Privilegien der
Lehrkräfte tangieren werden.
Man darf somit getrost Ausein-
andersetzungen zwischen dem
nationalen Erziehungsministeri-
um unter Juan Llach und den Er-
ziehungsämtern der Gliedstaaten
sowie der Lehrergewerkschaft er-
warten, kaum dass die Auflagen
für die Auszahlung der Aufbes-
serungen erfüllt werden.

Die hohen Renten, darunter
auch die sogenannten Privilegi-
enrenten, werden künftig einer
Sondersteuer unterzogen. Ab $
3.100 monatlich bis $ 5.000 wird
20% auf den Überschuss abge-
zweigt. Bis $ 7.000 wird $ 380
plus 35% auf den Überschuss, bis
$ 9.000 $ 1.080 plus 50% auf den
Überschuss und ab $ 9.000 $
2.080 plus 70% auf den Über-
schuss abgezogen. Bisher hatte
der Kongress die wiederholten
Bemühungen des Wirtschafts-
und Arbeitsministeriums zur Sen-
kung der hohen Renten abge-
lehnt, die bekanntlich auch Par-
lamentarier, Richter, Minister,
Staats- und Unterstaatssekretäre

sowie Botschafter im Ruhestand
beziehen. Die Sondersteuer bela-
stet indessen auch normale hohe
Renten von Personen, die keiner-
lei öffentliche Ämter bekleiden
und die hohe Beiträge auf ihre
Gehälter geleistet haben, so dass
diesbezüglich keinerlei Privileg
vorliegt wie bei Beamten, die
weniger Dienstjahre, jüngeres
Rentenalter und Verkoppelungen
ihrer Renten mit den Gehältern
der gleichen Amtsinhaber aus-
weisen, worauf die angepranger-
ten Privilegien beruhen. Ob pri-
vilegierte Provinzrentner in den
noch bestehenden Provinzkassen
diese Abstriche auch hinnehmen
müssen, sei offen gestellt. 

Die neu einzuführende Erb-
schaftssteuer, die der Haushalts-
ausschuss der Deputiertenkam-
mer auf eigene Initiative vorge-
schlagen hatte, ohne dass sie die
Exekutive empfohlen hätte, ging
im Plenum bachab. Für eine sol-
che neue Steuer sind verfassungs-
mässig die Stimmen der absolu-
ten Mehrheit der Kammermitglie-
der vonnöten, die nicht aufzu-
bringen war. Die Erbschaftssteu-
er wurde 1951 zunächst durch
eine Kapitalsteuer auf Aktienge-
sellschaften und später allgemein
durch eine Steuer auf private Net-
tovermögen ersetzt, so dass sie in
der Praxis zu Lebzeiten abgegol-
ten wurde. Damit sollte zahllosen
Familien die Qual erspart werden,
die nach dem Tod des Hauptver-
dieners durch die Auflösung des
Familienvermögens zwecks Be-
zahlung der Erbschaftssteuer an-
fiel. Diese Steuer hat zudem nie
viel eingebracht und ist stets be-
sonders kompliziert bei der Ein-
treibung gewesen, so dass sie
auch 1976 nach der Wiederein-
führung wenige Jahre zuvor wie-
der abgeschafft wurde. Als Signal
für hinterzogenes Auslandsver-
mögen hätte sie verheerend ge-
wirkt und abermals bewiesen,
dass man als anständiger Steuer-
zahler in Argentinien stets betro-
gen wird, wo Hinterzieher mit
Auslandsvermögen sich hinter
das Bankgeheimnis oder in Steu-
erparadiesen verstecken. Uru-
guay hätte sich diebisch über die
argentinische Erbschaftssteuer
gefreut, weil dort das Bankge-
heimnis die Steuerhinterzieher
mit Depositen in off-shore-Ban-
ken schützt.

Die Regierung De la Rúa hält
die Ethik hoch und verabscheut
schmutzige Geschäfte mit
Schmiergeldern. Trotzdem hat
die Deputiertenkammer gleich

zwei Mal das Dekret über die pri-
vate Kontrolle der Verzollungs-
preise bei Verschiffungen für
Importe ausser Kraft gesetzt. Zu-
erst in der Vorwoche in der Ge-
setzesvorlage, die der Senat be-
reits verabschiedet hatte, zwecks
Reformen am Zollkodex und
dann im Steuerpaket. 

Es geht dabei um die Unter-
fakturierung bei Importen, die zu
niedrigeren Verzollungskosten
und danach zu Schwarzverkäufen
führt, damit die Differenz zwi-
schen dem echten Einstandspreis
im Ausland und den niedrigeren
angegebenen Verzollungswert
transferiert werden kann. Korrup-
te Zollbeamte und Importeure
beanstanden das Verfahren, das
in den beiden letzten Jahren weit
über $ 500 Mio. Mehreinnahmen
eingebracht hat, mit dem faden-
scheinigen Argument der Hono-
rare, die private Überwachungs-
firmen beziehen und die weniger

als ein Fünftel der Mehreinnah-
men betragen. Ohne die Preiskon-
trolle im Verschiffungshafen
durch private Firmen werden
überhaupt keine Kontrollen
durchgeführt, so dass korrupte
Importeure Schmiergelder an
ebenfalls korrupte Zollbeamte
bezahlen können und in der Fol-
ge den schwarzen Kreislauf der
Steuerhinterzieher nähren. Wie
sich diese beiden Vorstösse der
von der Allianz beherrschten De-
putiertenkammer mit der Ethik
im Staat reimen lässt, die Präsi-
dent Fernando de la Rúa predigt,
ist kaum nachvollziehbar. Der Se-
nat, in dem die Justizialisten eine
eigene Mehrheit besitzen, wird
diesbezüglich das letzte Wort fäl-
len.

Als letzte Instanz verbleibt
gegebenenfalls das Veto des Prä-
sidenten gegen diesen groben
Unfug, mit dem der Korruption
Tür und Tor geöffnet wird.

mit $ 250 Mio. dotiert worden
war, und die Rentenkasse PAMI
sowie die Sozialkasse Anses mit
ebenfalls je $ 100 Mio. Mehrere
andere Etatposten erfahren gerin-
gere Abstriche, darunter ange-
nommene $ 72 Mio. weniger Be-
amtengehälter. Ausserdem sollen
Beamten freiwillig ausscheren,
wofür Entschädigungen vorgese-
hen sind. Die Posten, die durch
Demissionen frei werden, sollen
gelöscht werden, ausgenommen
die Führungsposten. Pensionsrei-
fe Beamten werden aufgefordert,
ihre Renten zu beantragen. 

Die leidige Industrieförderung
wurde vollends aufgelöst. Sie
sollte im Haushaltsprojekt auf
Umwegen wieder auftauchen, in-
dem nicht ausgeschöpfte Kontin-
gente neu zugeteilt werden dürf-
ten, doch die im Plenum der
Kammer redigierte und verab-
schiedete Fassung des betreffen-
den Paragraphen hört mit diesem
Widersinn endgültig auf. Die In-
dustrieförderung hat die Nation
im letzten Vierteljahrhundert
nach einer Berechnung des ehe-
maligen Wirtschaftsministers
José María Dag-nino Pastore im
Auftrag der geschädigten Provinz
Mendoza über $ 34 Mrd. geko-
stet und etwa nur die Hälfte an
Investitionen bewirkt. Die Nach-
barprovinzen von Mendoza (San
Luis, San Juan, La Rioja und
Catamarca) haben den Löwenteil
der Industrieförderung erhalten
und Mendoza durch den Abzug
bestehender Industrien in sub-
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Der bisherige Leiter des Am-
tes für öffentliche Einnahmen
(AFIP), dem das Steueramt und
das Zollamt unterstehen, Carlos
Silvani, wurde im Amt bestätigt,
was bedeutet, dass er durch ein
Dekret neu ernannt werden muss,
da er seinen Rücktritt per 10. De-
zember eingereicht hatte und die-
ser angenommen wurde. Silvani
hatte sich vorher bereit erklärt,
weiterhin im Amt zu bleiben, war
jedoch verärgert über die Diskus-
sion, die über seinen Fall ent-
brannt war, die seiner Autorität
schadete und er als Beleidigung
empfand. Er wollte auf alle Fälle
mit der neuen Regierung klarstel-
len, was er braucht, um wirksam
arbeiten zu können.

Wirtschaftsminister Machinea
war von Anfang an für das Ver-
bleiben Silvanis im Amt einge-
treten, wogegen Kabinettschef
Terragno dagegen war. Im Grun-
de handelt es sich um die Frage,
ob ein halbvolles Wasserglas
nicht eher als halbleer bezeich-
net werden muss. Silvani hat ei-
nerseits gute Arbeit geleistet, an-
dererseits jedoch in vielen Din-
gen versagt oder zumindest kei-
nen Fortschritt erreicht.

Die Entscheidung wurde ge-
troffen, nachdem die Regierung
niemand gefunden hat, der sich
für dieses schwierige Amt eignet
und auch bereit ist, es zu über-
nehmen. Wie verlautete, wurde
das Amt den Leitern von zwei an-
gesehenen multinationalen Treu-
handfirmen angeboten, die es je-
doch nicht annahmen, was be-
greiflich ist, da sie mehr als der
AFIP-Direktor verdienen, ohne
so viel Arbeit und Unannehm-
lichkeiten. Auch andere Kandida-
ten sagten ab. Und die vielen, die
bereit sind, das Amt anzuneh-
men, qualifizieren nicht dafür,
oder auf alle Fälle weniger als
Silvani. Es ist ein grosser Fort-
schritt, dass die Regierung die
Bedeutung dieses Amtes erkannt
hat, das eine kritische Stellung in

Silvani bleibt im Amt

ventionsbegünstigte Gefilde
geschädigt.

Als Zuckerbrot, damit Depu-
tierte und Senatoren der mit der
Industrieförderung begünstigten
Provinzen der Auflösung dieser
Subventionen zustimmen, erwei-
tert der Haushalt die durch den
Aufschub der zinslos nach 15
Jahren zu bezahlenden Mehr-
wertsteuer entstehende Subven-
tion auf 20 Provinzen, allerdings
für bescheidene Beträge von $
200.000 bis $ 2,0 Mio. je nach
Provinz, wobei der Unternehmer
den gleichen Betrag aus eigenen
Mitteln oder Krediten aufbringen
muss. Alle Provinzen ausser Bu-
enos Aires, Santa Fe und Entre
Ríos sowie die Bundeshauptstadt
geraten in den Genuss dieser Sub-
ventionskontingente für nicht in-
dustrielle Investitionsprojekte.
Sie sollen dem Ackerbau, der
Aufforstung, dem Gemüseanbau,
den Olivenhainen und anderen
Agrarprodukten sowie dem Tou-
rismus und sonstigen Dienstlei-
stungen bestimmt werden. Die
Nation bezahlt ungewollt diese
Subventionen, indem die Mehr-
wertsteuern nicht an das Steuer-
amt abgeliefert, sondern in diese
Investitionsprojekte fliessen, die
freilich fallweise autorisiert wer-
den müssen. Nach 15 Jahren sol-
len diese Beträge zinslos und
ohne Inflationskorrektur, falls
vorhanden, getilgt werden. Die-
ses Finanzprivileg bewirkt die
Gesuche für die Investitionen. 

Der Haushalt bestätigt die
Subvention der Gliedstaaten zur
Finanzierung der Gehaltsaufbes-
serungen für Lehrkräfte im Be-
trag von $ 600 Mio. zu Lasten des
nationalen Schatzamtes an Stel-
le der Kfz-Steuer mit Aufkleber,
die abgeschafft worden ist. Laut
Verfassung und Gesetze ist die
Erziehung Sache der Gliedstaa-
ten, nicht der Nation, die nur Uni-
versitäten unterhält, so dass mit
dieser Subvention ein institutio-
neller Rückschritt besiegelt wird,
der dazu führt, dass die Glied-
staaten ihre Ausgaben erhöhen,
allerdings auf Kosten der Nation.
Bisher wurde mit der Kfz-Steuer
auch das Verwaltungspersonal
aufgebessert, das keinesfalls
lehrt, wobei auch Ersatzlehrkräf-
te, die nur aushilfsweise lehren,
ebenfalls begünstigt wurden. Wie
die künftigen Auflagen für diese
Gehaltsaufbesserungen aussehen
werden, bleibt abzuwarten. 

Der Haushalt ermächtigt das
Schatzamt, im Jahr 2000 bis $
48,1 Mrd. auszugeben. Dieser

Betrag ist mitnichten eine binden-
de Verpflichtung, sondern ledig-
lich eine Ermächtigung. Sofern
die Steuergelder einkommen und
die Finanzierung des Defizits so-
wie der Fälligkeiten der Staats-
schulden ordnungsgemäss einge-
hen, werden die betreffenden
Etatposten sicherlich zugestan-
den werden, anderenfalls das
Schatzamt sicherlich neue Spar-
massnahmen empfehlen dürfte.
So hat es Wirtschaftsminister
Roque Fernández im zweiten
Quartal 1999 verfügt, als über $
1,0 Mrd. Ausgaben gestrichen
wurden, die freilich durch ande-
re zusätzliche Ausgaben mehr als
kompensiert worden sind.

Mit dem Haushaltsgesetz und
dem Steuerpaket schätzt die Re-
gierung, dass das Kassendefizit
im Schatzamt 2000 nicht mehr als
$ 4,5 Mrd. betragen wird, was
freilich noch zu beweisen ist. Von
jetzt an werden alle Beobachter
der staatlichen Finanzszene, an-
gefangen mit dem Internationa-
len Währungsfonds und den Ra-
ting-Agenturen zwecks Benotung
argentinischer Schuldverschrei-
bungen, die monatlichen Steuer-
eingänge und die Ausweise des
Schatzamtes mit vermehrtem In-
teresse verfolgen. Diese Doku-
mente, die jeweils in den ersten
Tagen jedes Monats veröffent-
licht werden, auch im Internet,
werden zeigen, ob es der neuen
Wirtschaftsführung gelingt, die
Haushaltsauflagen einzuhalten.
Davon hängt die Beurteilung des
Schatzamtes als solventer
Schuldner ab, worauf wiederum
die Länderrisikoprämie beruht,
die das gesamte inländische Zins-
gefüge beeinflusst. Das bestimmt
das Wirtschaftswachstum, das im
Haushalt die Schätzung des vor-
herigen Wirtschaftsministers von
3,5% für 2000 bestätigt, damit
das Steueraufkommen die erwar-
teten Mehreinnahmen einbringt.
Steuereinnahmen im Haushalt
werden nur geschätzt, Ausgaben
ermäch-tigt.

Der Haushalt für 2000 von $
48,1 Mrd. entfällt zu 61,5%
gleich $ 29,6 Mrd. auf soziale
Aufwendungen (Gesundheit, Er-
ziehung, Renten und derglei-
chen), 18,8% gleich $ 9,0 Mrd.
auf Schuldendienste (Zinsen,
Provisionen und andere Spesen),
7,7% gleich $ 3,7 Mrd. auf staat-
liche Verwaltung, lies Bürokratie
(Gehälter und Nebenkosten so-
wie Beschaffungen) und magere
5,2% gleich $ 2,5 Mrd. für staat-
liche Bauten und Infrastruktur.

Diese Ausgabenstruktur im
nationalen Haushalt entspricht
etwa den konsolidierten Ausga-
ben der öffentlichen Hand (Nati-
on, Gliedstaaten und Gemeinden,
ohne Verdoppelungen der Trans-
fers der Nation an Gliedstaaten
und dieser an Gemeinden). So-
ziale Ausgaben stehen dabei mit
rund 63% der Gesamtausgaben
mit Abstand an erster Stelle, ins-
besondere die Alters-, Hinterblie-
benen-, Invaliden- und Gnaden-

renten.
Dass sich die Deputierten ihre

Vollmacht, auf eigene Faust all-
jährlich gewisse Gnadenrenten
zu Lasten der natiionalen Renten-
kasse zu vergeben, abermals zu-
geschanzt haben, versteht sich in
der argentinischen Politik von
selber. Deputierte und Senatoren
spielen gerne den Weihnachts-
mann für Freunde und zwar nicht
nur zum Jahresende, sondern im
ganzen Kalenderjahr. Wie gehabt.

der Regierung einnimmt. Wenn
das Steueramt und das Zollamt
nicht funktionieren, dann hat die
Regierung grosse Schwierigkei-
ten. Unter Alfonsín wurden
merkwürdige Gestalten ernannt,
wobei sein Zolldirektor nachher
eine dreijährige Haft wegen Mit-
wirkung an Schmuggelmanövern
absitzen musste, und einer seiner
Steuerdirektoren gegenwärtig
flüchtig ist, weil er an einem be-
deutenden Hinterziehungsmanö-
ver beteiligt war, das vom Steu-
eramt aufgedeckt wurde. Damals
hatte man die Bedeutung des
Amtes eben noch nicht erkannt.
Als Rapanelli unter der Menem-
Regierung Wirtschaftsminister
wurde, war er sich, als Berufsma-
nager, der er war, über die Bedeu-
tung der Besetzung des Steuer-
amtes durch einen für dieses Amt
qualifizierten Mann völlig im kla-
ren, so dass er eine Kommission
ernannte, die aus drei ehemaligen
Steuerdirektoren, einem ehema-
ligen Wirtschaftsminister und ei-
nem prominenten Wirtschaftler
bestand, um den besten Mann
ausfindig zu machen. So wurde
Ricardo Cossio ernannt, der
schon vorher mehrere Jahre Steu-
erdirektor gewesen war. Einen
Alternativkandidaten fand die
Kommission nicht. 

Der Direktor der AFIP muss
sich auf dem Gebiet des Steuer-
wesens und des Zollwesens eini-
germassen auskennen, muss aber
ausserdem die Fähigkeit haben,
ein Amt mit über 20.000 Ange-
stellten zu leiten, von denen vie-
le schlechte Gewohnheiten haben
und andere wenig taugen. Man
braucht also an erster Stelle ei-
nen Manager. Silvani ist mehr ein
hervorragender Experte als ein
Verwalter, mehr ein Wissen-
schaftler als ein Praktiker. Wenn
man jemand für diesen Posten
suchen würde, würde man wohl
eher die Managerfähigkeit her-
vorheben, da die technische Ar-
beit schliess-lich von den Fach-
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Am letzten Amtstag der abge-
henden Regierung hat die Auf-
sichtsbehörde des Versicherungs-
wesens („Superintendencia de
Seguros de la Nación“) durch
Beschluss 27.220 Höchstabzüge
für vorzeitigen Abruf der Verträ-
ge über Lebens- und Ruhestands-
versicherungen durch die Versi-
cherten festgesetzt. Da die Versi-
cherten meistens die Verträge nur
oberflächlich lesen und diese im
Fachjargon abgefasst werden, ist
es oft schwierig zu wissen, wie
hoch die Abzüge sind, die bei
Vertragskündigung bestehen. Die
Lebensversicherungsgesellschaf-
ten zahlen hohe Provisonen an
ihre Verkäufer und müssen auch
ihre Verwaltungskosten decken,
und wollen ausserdem Geld ver-
dienen. Deshalb können sie den
Versicherten bei vorzeitiger Kün-
digung des Vertrages nicht den
vollen Betrag zurückzahlen. Mit
der Zeit gleicht sich dies mit den
durch das angesammelte Kapital
verdienten Zinsen aus, so dass die
Kosten des Geschäfts keine be-
deutende Rolle mehr spielen.

Der Verband der Lebensversi-
cherungsgesellschaften, AVIRA,
bemüht sich seit Jahren um eine
Selbstbeschränkung der Abzüge
durch die einzelnen Mitglieder,
damit bei den Verträgen faire Be-
dingungen bestehen. Das wurde
auch eingehalten, mit einer einzi-
gen Ausnahme, die Firma Eagle
Star, die horrende Provisonen ver-
rechnete, die ausserdem in ver-
kappter Form im Vertrag enthal-
ten waren, so dass der Kunde

nicht wissen konnte, dass er da-
bei ungünstigere Bedingungen als
bei anderen Gesellschaften ein-
ging. Daraufhin wurde diese Fir-
ma aus dem Verband ausgewie-
sen, was sie jedoch nicht hinder-
te, ihre Geschäft weiterzuführen.
Sie war dabei sehr erfolgreich und
steht mit Abstand an erster Stel-
le, was das Prämienvolumen aus-
macht. 

Bei Abruf nach 5 Jahren mach-
te Eagle Star einen Abzug auf das
angesammelte Sparkapital von
51%, die anderen Gesellschaften
von nur 15%; bei 10 Jahren zog
Eagle Star 21% ab, bei 15 Jahren
11%, bei 20 Jahren 6% und bei
25 Jahren 2%, während die ande-
ren Firmen bei 10 und mehr Jah-
ren keinen Abzug mehr machen.
Die Differenz ist auffallend und
nur möglich, weil der Kunde nicht
aufgeklärt wird und auch keine
Möglichkeit hat, Bedingungen
mit anderen Gesellschaften zu
vergleichen, es sei denn, er nimmt
sich die Mühe, eine Untersuchung
durchzuführen oder er wird von
Verkäufern anderer Gesellschaf-
ten aufgeklärt.

Die Aufsichtsbehörde verhielt
sich passiv, bis es zu einem Skan-
dalfall kam, den die Zeitung „La
Prensa“ veröffentlichte, in dem
sich ein Ehepaar beklagt, dass es
während drei Jahren $ 12.000 ein-
gezahlt hatte und meinte, bei vor-
zeitigem Abruf $ 8.000 zu erhal-
ten, jedoch dann entdeckte, dass
es nur Anspruch auf $ 2.500 hat-
te. Der Verkäufer hatte das Ehe-
paar nicht aufgeklärt und ihm fal-

Konsumentenschutz bei
Lebensversicherungen

Wirtschaftsminister José Luis
Machinea kündigte am Dienstag,
als grossen Verhandlungserfolg,
eine Senkung der Telefontarife ab
1. März 2000 an, von 5,5% bei
Haushalten und 19,5% bei den
Abonnments von Unternehmen
und Regierungsstellen, die somit
von $ 33 auf $ 26,50 monatlich
sinken.

Die Tarife sollen unterschied-
lich gesenkt werden; während
Telefónica eine bestimmte Anzahl
freier Tarife verfügen will, will
Telecom angeblich die Tarife für
fünf ausgewählte ständige Ge-
sprächspartner senken. Die Mit-
teilung des Ministers war offen-
sichtlich dazu angetan, eine posi-
tive politische Wirkung zu errei-
chen, nachdem die Ankündigung
von Steuererhöhungen so
schlecht angekommen ist.

Bei den Konzessionen für den
Telefondienst, die im November
1990 erteilt wurden, wurde von
den bestehenden Tarifen ausge-
gangen, die einige Monate vorher
stark erhöht worden waren, wo-
bei dann ab dem 2. Jahr automa-
tische Senkungen vorgesehen
waren, von zunächst 2% durch-
schnittlich pro Jahr und dann 4%
während der letzten drei Jahre.
Inzwischen wurden die Tarife
umstrukturiert („rebalancing“),
weil die Tarife für mittlere und
längere Entfernungen zu hoch
und hingegen diejenigen für Orts-
gespräche zu niedrig waren und
dies den Kosten, bei moderner
Technologie, nicht entsprach. Das
führte zu einer langen und hefti-
gen Diskussion und wurde
schliesslich mit fünf Jahren Ver-
spätung beschlossen. Danach

Die Senkung der Telefontarife

leuten geleistet werden kann.
Aber nachdem man niemand ge-
funden hat, verblieb schliesslich
Silvani, der den grossen Vorteil
hat, dass er über eine dreijährige
Erfahrung verfügt.

Silvani hat das Verbleiben im
Amt an die Bedingung geknüpft,
dass er politische Rückendek-
kung erhält.

 Er hat sich seit Jahr und Tag
um Reformen des Justizverfah-
rens bemüht, so dass die Prozes-
se, die die AFIP gegen Hinterzie-
her und Steuerschuldner im all-
gemeinen führt, schneller voran-
gehen. Ebenfalls wollte er die
Eintreibung von Schulden bis zu
$ 100.000 an private Anwälte
übergeben; das wurde jedoch
durch die Justiz verhindert. Wür-
de dies durch Gesetz verfügt,

wäre der Fall gelöst. Ebenfalls
setzt sich Silvani für das Weiter-
bestehen der privaten Zollkon-
trolle („control de preembarque“)
ein, die die Deputiertenkammer
abschaffen will. Terragno scheint
jetzt, nach einem langen Ge-
spräch mit Silvani, begriffen zu
haben, worum es geht, und will
ihn unterstützen.

 Dennoch will er sich auch di-
rekt um die Reform des Steuer-
amtes kümmern, nachdem ihm
die neue Verfassung mit der Auf-
gabe betraut, „die Staatseinnah-
men eintreiben zu lassen und das
Budget zu erfüllen“ (Art.100,
Par.7). Wenn es zu einer guten
Zusammarbeit zwischen Terra-
gno und Silvani kommt, kann es
bestimmt Fortschritte bei der
Steuereintreibung geben.

wurden vertragsgemäss bestimm-
te Dienste liberalisiert, so dass die
Ferngespräche im Inland und mit
dem Ausland schon verbilligt
wurden. Interne Ferngespräche
wurden bei Telefónica schon um
22,6% gesenkt und sollen näch-
stes Jahr dann noch einmal um
12% zurückgehen; bei Telecom
sind es 29,6% und dann auch etwa
12% im Jahr 2001. 

Wie weit diese neue Tarifsen-
kung in die automatischen 4% des
letzten Konzessionsjahres mit re-
gulierten Tarifen passt, wurde
nicht gesagt. Es ist möglich, dass
sich die Unternehmen im Grunde
eben nur an den Vertrag halten.
Auf alle Fälle muss die Tariffra-
ge dann ab November 2000 neu
durchdacht werden, da dann die
ursprüngliche Regelung abläuft.
Theoretisch sind dann die Tarife
frei. Das stellt bei den internatio-
nalen Tarifen und auch für Fern-
gespräche im Inland, bei denen es
Konkurrenz gibt, kein weiteres
Problem, wohl aber bei lokalen
Gesprächen, wo die Unternehmen
eine faktische Monopolstellung
behalten. Dabei muss jedoch be-
rücksichtigt werden, dass die
Mobiltelefonie immer besser
funktioniert und dem traditionel-
len Telefondienst auch Konkur-
renz schafft.

Die moderne Technologie
führt dazu, dass die Entfernung
eine geringe Rolle spielt, so dass
eine weitere Angleichung zu er-
warten ist. Das ist auch ein Teil
der Globalisierung. Für die Be-
wohner des Landesinneren ist dies
ein Vorteil. Eine rationelle Tarif-
struktur muss die Abonnements-
gebühren relativ hoch halten und

dann den Zeittarif (Pulse) abneh-
mend gestalten, um die Leute an-
zuspornen, viele Telefongesprä-
che zu führen. Auch müssen Son-
dertarife für die Tageszeiten ein-
geführt werden, zu denen weni-
ger gesprochen wird, besonders
Nachts. Es ist auf alle Fälle not-
wendig, dass die Telefonunter-
nehmen eine gute Beziehung zur
Regierung haben, so dass das Pro-
blem technisch und nicht politisch
behandelt wird. Es ist logisch,
dass die Tarife am Anfang höher
waren, weil die Unternehmen sehr
viel investieren mussten, da sie
praktisch das ganze System erneu-
ern und stark ausweiten mussten.
Da ihnen eine beschleunigte Ab-
schreibung genehmigt wurde, ha-
ben sie im Laufe der Zeit niedri-
gere Kosten, was auch durch die
starke Umsatzzunahme und die

Automatisierung bedingt ist.
Wenn die Tarife während dieser
Regierung sinken, so ist das ge-
wiss kein Verdienst von De la
Rúa, sondern eine Entwicklung,
die sich aus dem Privatisierungsy-
stem ergibt.

Machinea gab bekannt, dass
die Tarifverringerung die beiden
Unternehmen jährlich $ 110 Mio.
bis eventuell $ 140 Mio. an Um-
satz kosten werde. Das würde im
ersten Fall bedeuten, dass der
Staat $ 38,50 Mio an Gewinnsteu-
er und $ 23,10 Mio. an Umsatz-
steuer einbüsst, also $ 61,60 Mio.
Ebenfalls wirkt sich dies ungün-
stig auf die Börse aus, da dies eine
Gewinnschmälerung der Gesell-
schaften bedeutet, die einen be-
deutenden Anteil am Börsenum-
satz haben. Es ist also nicht alles
positiv an dieser Tarifsenkung.
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sche Tatsachen vorgetäuscht. Da-
raufhin reichte es Klage bei der
Konsumentenverteidigungsin-
stanz der Stadt Buenos Aires ein.
In der Praxis geschah jedoch zu-
nächst gar nichts.

Mit der neuen Reglementie-
rung sind diese Art Täuschungs-
manöver nicht mehr möglich. Das
verhindert, dass Fälle wie der ge-
nannte schliesslich die Lebensver-
sicherung als solche diskreditie-
ren. Es verhindert auch, dass Ea-
gle Star den Verkäufern höhere
Provisonen zahlen kann und so-
mit die besseren der anderen Fir-
men abwirbt. Jetzt kann man ge-
trost einen Lebensversicherungs-
vertrag mit einer von der Auf-
sichtsbehörde genehmigten Ge-
sellschaft unterzeichnen, ohne
dabei eine hohe Belastung zu er-
fahren, die nicht mitgeteilt wird.
Für die Gesellschaften, die zum
AVIRA-Verband gehören, erfor-
dert diese Reglementierung kei-
nen Änderungen der Verträge, es
sei denn in Ausnahmefällen. Nur
Eagle Star muss jetzt die Verträ-
ge grundlegend ändern und auf
den überhöhten Gewinn verzich-
ten. Die neue Reglementierung

gilt für Versicherungsverträge ab
1. März 2000. 

Eagle Star wurde seinerzeit auf
Anordnung von Minister Caval-
lo auch der Vorteil zugestanden,
ihre Reserven voll im Ausland
anlegen zu können. Das ist eine
Ausnahme, die in keiner Weise
gerechtfertigt ist und auch nie er-
klärt wurde. Es ist normal, dass
ein Land dieses Sparkapital im
Land behalten will, damit es zur
lokalen Wirtschaft beiträgt. Le-
bensversicherungesellschaften
sollen kein Weg zur Kapitalflucht
sein. Diese Norm wurde jedoch
unbegreiflicherweise nicht ge-
ändert. Der Chef der Aufsichts-
behörde, Daniel Di Nucci, hat bis
zum letzten Moment auf Instruk-
tionen von Wirtschaftsminister
Roque Fernández gewartet, den
dieses Problem jedoch offensicht-
lich nicht interessierte. So hat er
eben gehandelt, wie er es für rich-
tig hielt und wie es ihm die Be-
fugnisse erlauben, die ihm das
Gesetz über die Aufsichtsbehör-
de erteilt. Der Beschluss war
schon vor Monaten fertig und
müsste normalerweise schon vor
längerer Zeit ausgeführt sein.

Die Jahreszinssätze der wichtig-
sten Banken für Fristdepositen auf
30 Tage lagen in der Berichtswo-
che für Pesos zwischen 5,65% und
7% und für Dollar zwischen 4,75%
und 5,5%.

***
Der Mervalindex fiel in der Be-

richtswoche zum Donnerstag um
2,1% auf 541,94, der Burcapindex
um 1,5% auf 994,56 und der Börsen-
index stieg um 1,6% auf 21.308,27.

***
Der durchschnittliche Rind-

fleischpreis (kg Lebendgewicht in
Liniers) stieg in der Berichtswoche
um 3,0% auf $ 0,6845.

***
Der Minister für Infrastruktur,

Nicolás Gallo, hat das Projekt über
ein Abkommen mit den Konzessio-
nären der Überlandstrassen zu-
rückgewiesen, das die Menem-Regie-

rung fertiggestellt, aber nicht durch
Dekret genehmigt hatte. Dabei ging
es um den Verzicht der Firmen, die $
220 Mio zu kassieren, die die Regie-
rung ihnen schuldet, und die Tarife
einzufrieren, gegen eine Vertragsver-
längerung von 2003 bis 2006. Gallo
sagte, im Jahr 2003 werde alles neu
ausgeschrieben. De la Rúa hat die
Anweisung erteilt, eine Verringerung
der Tarife zu erreichen, was jedoch
bisher bei den Unternehmen auf tau-
be Ohren gestossen ist. Gallo gab die
Absicht bekannt, die Subventionen
für diese Konzessionen abzuschaffen,
die $ 80 Mio. im Jahr ausmachen.

***
Nach Unterlagen der Bank für

Internationalen Zahlungsaus-
gleich, Basel, (BIZ),   stellt die ING
Barings Bank regelmässig eine
Rangliste auf. Nach ihr ist Argenti-
nien zum 1. Mal als Land mit hohem

Liquiditätsrisiko eingestuft, weil sei-
ne kurzfristigen Verpflichtungen, d.h.
auf weniger als 12 Monate, mit den
Finanzinstituten die die BIZ laufend
informieren, grösser sind, als die Ak-
tiven, die Regierung und Privatwirt-
schaft in diesen Geldhäusern auswei-
sen. Die BIZ erhält ihre Informatio-
nen von allen Banken mit dem
Stammhaus in Europa, Japan und
USA.

***
Der Abgeordnete und ehemali-

ge Präsidentschaftskanditat des
Partido Demócrata Progresista, R.
Martínez Raymonda, übernimmt
den Vorsitz des argentinischen Ver-
waltungsteiles des Wasserkraft-
werkes Yacyretá, wie Minister Gal-
lo bekanntgab. Die neue Regierung
will auch die Arbeit des Schiedsge-
richtes, das die Schuldenbewertung
dieses Gemeinschaftsunternehmens
mit Paraguay durchführt, nach neuen
Gesichtspunkten bewerten. Das Im-
preglio-Dumes Konsortium, das den
Bau durchgeführt hat, fordert Schuld-
zahlungen von U$S 1,5 Mrd. Die ar-
gentinische Regierung bestreitet die-
sen Betrag seit 2 Jahren und spricht
von höchstens 1/4 des Betrages. Das
Schiedsgericht wird von M. Cabaña
Martínez als Vertreter Argentiniens
und H. Kissinger als Vertreter des
Konsortiums gebildet.

***
Das nationale Wasserinstitut

hat bestätigt, dass der niedrige
Wasserstand des Paraná-Flusses
bis Februar andauern wird. Das
Messgerät von Santa Fé registriert den
niedrigsten Wasserstand der letzten 28
Jahre. Diese Lage erschwert die Ver-
schiffung von Getreide, Ölsaat u.a.
Produkten über die Häfen am Paraná
und wirkt kostenerhöhend.

***
Durch Beschluss 606/99 des

Schatzsekretariates (Amtsblatt
vom 10.12.99) wurde eine Ausgabe
von Bonds für 20 Mrd. japanische
Yen verfügt. Die Bonds heissen
„Bono Samurai de la República Ar-
gentina, quinta Serie, 5,40%, 1999-
2003“. Sie werden über ein von Nik-
ko Salomon Smith Barney Limited
geleitetes Bankensyndikat unterge-
bracht. Der Ausgabepreis beträgt
99,90% und die Amortisation erfolgt
voll am Ende. Die Bankprovision be-
trägt 0,90% und die Ausgaben für die
Unterbringung von 7,5 Mio. Yen.

***
Durch Beschluss 737/99 der fö-

deralen Verwaltung öffentlicher
Einnahmen (Amtsblatt vom
13.12.99) wurde verfügt, dass die
Investoren in Projekte mit Zah-
lungsaufschub der Steuern („difer-
miento impositivo“) eine Garantie
hinterlegen müssen, in Form einer
Bankgarantie, Kaution von Staatspa-
pieren, Pfändung, Hypothek, Aktien-
kaution oder einer Kautionsversiche-
rung. Das Steueramt will dadurch die
Zahlung sichern. Dieser Zahlungsauf-
schub stellt in der Praxis einen zins-
losen Kredit dar.

***
Dem letzten Zentralbankbericht

ist zu entnehmen, dass die Bankein-
lagen in Pesos und Dollar im No-
vember 81,69 Mrd. erreichten, um
6,1% mehr als zu Jahresbeginn. Im
November stiegen die Einlagen um
160 Mio. bzw. 0,21%. Von diesem
Betrag waren 33,54 Mrd. Pesoeinla-
gen, die seit Jahresbeginn um 2,6%
und im November um 6,4% zurück-
gegangen sind, und 48,14 Mrd. Devi-
sendepositen, die im Laufe des
Jahres um 13,2% zugenommen haben.
Das Kreditvolumen betrug im No-
vember $ 77,1 Mrd., um 3,3% mehr
als im gleichen Vorjahreszeitraum;
davon wurden $ 65,71 Mrd. der Pri-
vastwirtschaft ohne Privatbanken ge-
währt und $ 11,38 Mrd. der Öffentli-
chen Hand.

***
Der Umschuldungsplan des Tex-

til- und Schuhwerkunternehmens
Alpargatas ist nach der Genehmi-
gung durch die Börse nun auch von
der Nationalen Wertschriftenkom-
mission endgültig gebilligt worden.
Die 30 Gläubigerbanken, unter ihnen
de la Nación, de la Provincia de Bue-
nos Aires, of New York und UBS,
übernehmen 93% der Firma und die
Bonds- und Aktieninhaber die restli-
chen 7%. Die Gesamtpassiven verrin-
gern sich damit von U$S 636 Mio. auf
U$S 135 Mio. Das Unternehmen wird
von G. Gotelli, Mitglied der San Re-
migio Gruppe, der ehemaligen Haupt-
anteilseignerin, geführt. Die Banken
stellen das Direktorium. Gegen Mitte
des Jahres wurde die Börsennotierung
von Alpargatas ausgesetzt.

***
Ricardo Gutierrez, ehemaliger

Schatzsekretär unter Cavallo, hat
sein Amt als Präsident der Provinz-
bank von Buenos Aires angetreten.
Die Direktoren sind Alberto De Fran-
cesco, Raúl Rivara, José González,
Luis Cantarelli, Oscar Cuatromo,
Roberto Frenkel, Jorge Todesca,
Rubén Lucich und Alejandro
Mayoral.

***
Pluspetrol Energy hat bei der

schweizerisch-schwedischen ABB
Alstom Power für rd. E 135 Mio.
die Umrüstung ihres Wärmekraft-
werkes in Tucumán in ein schlüs-
selfertiges, kombiniertes Gas- und
Dampfkraftwerk in Auftrag gege-
ben. Der Wirkungsgrad wird von 34%
auf rd. 51%, die Leistung von 115
MW auf 375 MW erhöht. Das neue
Kraftwerk soll im November 2001 in
Betrieb gehen.

***
Mittels Dekret 1544/99 (Amts-

blatt vom 13.12.99) der abgelösten
Regierung wurde die Umschuldung
der Konzessionärin der Pferde-
rennbahn von Buenos Aires Stadt
bewilligt. Die überfälligen rd. U$S 10
Mio. entstanden durch die Nichtzah-
lung von Konzessionsgebühren und
nicht durchgeführten Überweisungen
an das Staatssekretariat für Soziale
Entwicklung und an die staatliche



ARGENTINISCHES TAGEBLATT 11Sonnabend, 18. Dezember 1999

Lotterie von deren Anteilen an dem
Verkauf von Eintrittskarten und Wett-
scheinen. Sie werden nun zu Libosät-
zen (derzeit rd. 6% im Jahr) in 16
aufeinanderfolgenden Halbjahresra-
ten fällig. 

***
Das Dekret 1520/99 (Amtsblatt

vom 10.12.99) verfügt, dass das
Amt für Öffentliche Einnahmen
(AFIP) mit Presse- und Rundfunk-
medien die Zahlung ihrer gesam-
ten Steuerschulden mit Werbe-
raum bzw. -zeit für die Regierung
vereinbaren kann. 30% dieser
Schuldabstattung sind für die vom
Pressesekretariat abhängigen Nach-
richtenagentur Télam SA bestimmt,
20% für die Verbreitung der Tätigkeit
des AFIP und 50% gehen an das In-
nenministerium, um den Werberaum
unter politischen Parteien, Föderatio-
nen bzw. Allianzen zu verteilen.

***
Die erste Ausgabe von Letes-

Schatzscheinen durch die neue
Wirtschaftsführung konnte, für
U$S 625 Mio., zu durchschnittlich
30 Basispunkten unter den letzten
Zinssätzen untergebracht werden,
obwohl der Satz für Tagesgelder
mittlerweile zugenommen hat, wie
der neue Schatzsekretär, Daniel
Marx, bekanntgab. Auf 6 Monate
betrug der Schnittsatz 9,13% gegen
9,53% vor einem Monat, auf 3 Mo-
nate nahm er von 8,22% auf 8,40%
zu. Auf Jahresbasis betrug der Satz
auf 91 Tage 8,58%, 246 Basispunkte
über Libor, gegen 233 Basispunkte
vor einem Monat. Für U$S 250 Mio.,
die aufgenommen wurden, gingen 73
Angebote für insgesamt U$S 922,2
Mio. ein. Auf 182 Tage wurden
9,75%, 348 Basispunkte über Libor
bezahlt, gegen 401 Basispunkte im
November. Für U$S 375 Mio. wur-
den 93 Angebote für insgesamt U$S
1,23 Mrd. verzeichnet.

***
Ab April 2000 können die

Stromtarife im Raum Gross Bue-
nos Aires und La Plata um bis zu
10% zurückgehen, da die Verträ-
ge ablaufen, die die Stromverteiler
Edenor und Edesur zwingen, einen
Teil ihres Stromes von den Wärme-
kraftwerken Central Costanera
und Central Puerto zu beziehen, die
teurer liefern. Wie F. Ponasso, Prä-
sident des Stromverteiler-Verbandes
Adeera erklärte, waren diese Verträ-
ge Teil der Privatisierungsauflagen,
die die Konzessionäre seit 1992
erfüllen.

***
Sideco Americana (Macrigrup-

pe) hat ihre 31%ige Beteiligung an
dem Wasserwerk AGBA (Aguas
del Gran Buenos Aires) an die spa-
nische Dragados, die Urbaser und
Dycasa gehört, abgetreten. Die zu-
ständige Provinzbehörde muss die
Übertragung noch billigen. Dadurch
muss Dragados weitere U$S 13,5
Mio. aufbringen, da AGBA mit einem
Kapital von U$S 45 Mio. eingetragen
ist. AGBA hat den Zuschlag des B-

Gebietes für die Wasserver- und -ent-
sorgung erhalten, das rd. 1,8 Mio. Ein-
wohner von Escobar, Malvinas Ar-
gentinas, General Rodríguez, Merlo,
Morón, San Miguel und José C. Paz
versorgt, auf 30 Jahre erhalten.

***
U. O’Farrell, Präsident des

Wasserkraftwerkes Piedra del
Aguila, hat der Börse von Buenos
Airesm mitgeteilt, dass die Um-
schuldung des Unternehmens für
U$S 420 Mio. abgeschlossen ist.

***
Um die in USA üblichen Drug-

stores auch hier einzuführen, beab-
sichtigt Farmacity, die einer Inve-
storengruppe unter der Federfüh-
rung der belgischen GIP (Global
Investment Partners) gehört, in den
nächsten 3 Jahren U$S 40 Mio. zu
investieren um 60 Lokale zu eröff-
nen. 15 werden bereits in Buenos
Aires Stadt betrieben.

***
In einem Urteil, dass das vor-

hergehende, erstinstanzliche in al-
len Punkten bestätigt, hat die WHO
in 2. Instanz die argentinischen
Handelsschranken gegen Schuh-
einfuhren von ausserhalb des Mer-
cosur verurteilt. Die angebliche Zu-
nahme der Einfuhren sei durch nichts
bewiesen worden, genau so wenig wie
eine schwere Schädigung der argen-
tinischen Schuhindustrie. Ausserdem
sei kein Beweis erbracht worden, dass
es einen Kausalzusammenhang zwi-
schen der Grösse der Einfuhren und
dem von der Schuhindustrie angezeig-
ten Schaden gebe. Dieses Urteil ist
endgültig. Sollte Argentinien die ver-
urteilten Handelsschranken bei Ab-
lauf am 25.2.2000 nicht aufheben,
sind sie betroffenen Staaten zu Re-
pressalien ermächtigt.

***
Der Argentinische Hüttenver-

band gab die Produktionszahlen
für Eisen und Stahl im November
in 1.000 t bekannt: Roheisen 290,7,
+1,2% gegenüber dem Vormonat,
+1,6% gegenüber dem gleichen Vor-
jahresmonat und im Vorjahresver-
gleich der ersten 11 Monate -21,5%;
davon Gusseisen 173,5, -3,9%, -1,5%,
-7,0% und Schwammeisen 117,2,
+9,6%, +6,6%, -40,7%. Rohstahl
361,0, -0,1%, +3,2%, -11,6%.
Warmwalzprodukte einschliesslich
nahtlose Rohre, Bleche und Bänder
für die Nachbehandlung in kalt 356,0,
-2,8%, +7,1%, -9,6%; davon Profile
und nahtlose Rohre 161,0, +4,5%,
+3,7%, -21,9%; Bleche und Bänder
ausser für kalte Nachbehandlung
195,0, -8,1%, +10,1%, +1,8%. Kalt-
walzprodukte ausser den vorher
genannten 120,6, -8,9%, -9,0%,
+7,1%.

***
Der Index der Industrieproduk-

tion des statistischen Amtes (IN-
DEC) erreichte im November einen
Stand von 129,1 (1993 gleich 100),
1,5% über November des Vorjah-
res, als jedoch der Konjunktur-Rück-
gang schon eingesetzt hat. Der Index

liegt noch unter dem Stand von Juli
bis Oktober 1998, und auch von Sep-
tember und Oktober 1997. Der Index
wurde vornehmlich durch die Erho-
lung der Kfz-Industrie hinaufgetrie-
ben, die eine Folge des bezahlten Ver-
schrottungssystems alter Kfz ist. Nach
dem Index der Unternehmensuniver-
sität (UADE) liegt November 1999
um 2,6% über dem gleichen Vorjah-
resmonat und um 5% über November
1997.

***
Nach Angaben des Statistikam-

tes Indec betrug die Arbeitslosig-
keit im Oktober 13,8%, gegen
14,5% im Vormonat und 12,4% im
gleichen Vorjahresmonat. Die Un-
terbeschäftigung betrug 14,3% ge-
gen 13,6% im Oktober 1998. Da-
mit gab es im Oktober 1,8 Mio. Ar-
beitslose, um 79.000 weniger als im
August jedoch um 235.000 mehr als
im Vorjahresoktober. Die Wirtschafts-
tätigkeit der ersten 9 Monate ging im
Vorjahresvergleich um 3,7% zurück.
Von den zusätzlichen 437.000 Men-
schen die im Oktober Arbeit suchten,
konnten 201.000 beschäftigt werden.
Für den Raum Gross Buenos Aires
werden im Vorjahresvergleich der
Monate Oktober um 133.000 mehr
Arbeitssuchende angegeben, von de-
nen 55.000 beschäftigt wurden und
78.000 die Arbeitslosenquote auf
786.000 brachten. Da jedoch um
60.000 mehr Teilbeschäftigte gemel-
det werden, standen im Oktober we-
niger Vollzeitbeschäftigungen zur
Verfügung als vor einem Jahr.

***
Im 3. Quartal ging das BIP um

4,1% zurück, mehr als angenom-
men worden war. Cema (Centro de
Econimía Aplicada) hatte 2,5% vor-
ausgesagt, was einem BIP von $ 286,2
Mrd. entspricht. Die Wirtschaftsfüh-
rung hat nun $ 281,4 Mrd. bestätigt.
Die Güterproduktion wurde von 6,1%
Rückgang betroffen, durch 8,3%
Schrumpfung beim produzierenden
Gewerbe und 8,5% beim Bauwesen.
Dienstleistungen gingen um 2,2%
zurück. Da sie jedoch 70% des BIP
ausmachen, verringerten sie den Pro-
zentsatz, trugen jedoch mit $ 4 Mrd.
zur BIP-Verringerung bei. Hingegen
nahm der Konsum der Endverbrau-
cher im Quartal um 1,3% zu und der
Strom-, Gas- und Wasserverbrauch
um 3%. Immobiliengeschäfte, Ver-
mietungen, Unterricht, Sozial- und
Gesundheitsdienste verzeichneten
ebenfalls Zunahmen.

***
Die Steuereinnahmen der Pro-

vinz Córdoba nahmen im Novem-
ber im Vorjahresvergleich um
13,3% auf $ 74,6 Mio.zu, gegen-
über dem Vormonat allerdings um
3,4% ab. An 1. Stelle steht die Steu-
er auf Bruttoeinkommen mit $ 45,7
Mio. vor der immobiliensteuer mit $
20,4 Mio.

***
Das 1. Treffen der Vertreter der

neuen Regierung mit dem Mercos-
urpartner Brasilien über die Kfz-

Frage verlief ergebnislos. Die der-
zeitigen Abkommen laufen am
1.1.2000 ab. Bis dahin muss ein Kom-
promiss gefunden werden. Die Regie-
rungsvertreter wollen am Dienstag
neuerdings zusammenkommen.

***
Die neue Wirtschaftsführung

will in der kommenden Woche den
neuen Finanzplan ankündigen, die
Umwandlung des Banco de la Na-
ción in eine AG vorantreiben und
die vom ehemaligen Arbeitsmini-
ster Erman Gonzalez durchgesetz-
te Arbeitsgesetzgebung abschaffen.
Damit sollen die Lohnnebenkosten
gesenkt werden. Es sollen die Arbeit-
geberbeiträge für Entlohnungen bis zu
$ 500 gesenkt, 12% Beitrag bei Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze festgelegt,
und die Probezeit mit Zahlung der
Sozialbeiträge jedoch ohne Entlas-
sungsentschädigung verlängert wer-
den. Ausserdem sollen Kollektivver-
träge auf niedriger Ebene, wie in Ein-
zelunternehmen Vorrang vor jenen auf
höherer Ebene (Gewerkschaft und
Branche) erhalten.

***
Die Wirtschaftsführung will

beim IWF nicht um ein neues Dar-
lehen ansuchen, sondern um die
Erweiterung des bestehenden. Da-
mit würde eine Kreditsumme von U$S
5,2 Mrd. zur Verfügung stehen, auf
die nur im Notfall zurückgegriffen
werden kann. Die IWF-Experten, die
die vorgelegten Zahlen im Einzelnen
prüfen werden, werden für den 6. oder
7. januar erwartet.

***
Die Wirtschaftsführung hat

dem Parlament ein neues Steuer-
paket unterbreitet, das die Kfz-
Steuer für die Lehrergehälter er-
setzen und $ 660 Mio. im Jahr für
diesen Zweck sichern soll. Neuwa-
gen mit über U$S 15.000 Wert sollen
mit einer neuen Steuer belegt werden.
Die Regierung hat mit der Lehrerge-
werkschft vereinbart, dass die Ge-
haltserhöhung von $ 60 im Monat in
den Jahren 2000 und 2001 in 2 Halb-
jahresraten gezahlt wird. Die $ 60
werden für jeden Lehrerposten be-
zahlt, doch kann ein Lehrer mehrere
solche Posten bekleiden. Die Erhö-
hung würde rd. 1,05 Mio. Lehrkräfte
begünstigen. Minister Llach erklärte
auf Anfrage, er müsse die Zahlen erst
prüfen.

***
Die Hypothekenbank hat 36

Wohnungen mit 5.577 qm für U$S
2,02 Mio. versteigert. Damit wird
eine neue Form des Wohnungsange-
botes geschaffen, die vollkommen
transparent ist, wie Bankdirektor Rojo
erklärte.

***
Die Provinzregierung von La

Rioja hat beim Treuhandfonds für
die Entwicklung der Provinzen ein
Darlehen von $ 28,5 Mio. aufge-
nommen um die privatisierte und
zurückgenommene Provinzbank zu
kapitalisieren. Der Kredit wird durch
künftige Beteiligungen an Bundes-
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steuert gedeckt. Der neue Präsident
der Provinzbank ist Alberto E.
Iannello.

***
Der Senat hat eine Be-

schlussvorlage angenommen, mit
der eine Sonderkommission ge-
schaffen werden soll, um den ZB-
Präsidenten abzusetzen. Die Vorla-
ge der Allianz-Senatoren A. López,
J. Genoud und P. Del Piero wurde ein-
stimmig angenommen.

***
SLI (Liberman Gruppe) hat die

Aktienneuausgabe von BAE Nego-
cios SA, die die Zeitung BAE - Bu-
enos Aires Económico herausgibt,
über SAM (Sociedad Argentina de
Medios) erworben und hält nun
50%. M. Mora y Araujo bleibt Präsi-
dent der Firma, G. Liberman wird
Vizepräsident und A. Torres leitet
weiter die Redaktion. SAM betreibt
weiter den Fernsehkanal 12 von
Cordoba.

***
O. Secco, Präsident des Argen-

tinischen Petroleum- und Erdgas-
institutes (IAPG) gab bekannt, dass
die Rohölförderung 1999 im Vor-
jahresvergleich um 5,4% zurück-
gegangen ist. Die Erdgasförderung
nahm im gleichen Zeitraum um 9,4%
zu. Der Rückgang der Ölförderung sei
auf den Preisverfall während des jah-
res zurückzuführen.

***

Entwicklung der Währungsreserven der Zentralbank
(in Milliarden Pesos)

25.10.99 4.11.99 11.11.99 15.11.9922.11.99 29.11.99 3.12.99 13.12.99
Gold, Devisen u. Anlagen 23,25 22,79 23,69 24,33 24,45 24,09 24,10 24,28
Staatspapiere 1,55 1,56 1,48 1,48 1,44 1,46 1,46 1,47
Internat. Reserven ZB 24,80 24,35 25,17 25,81 25,90 25,56 25,54 25,76
Liquiditäts-Rückstellungen
(Com. A. 2350) 7,52 8,38 7,88 7,25 7,6 6,95 7,76 7,38
Währungsreserven des
Finanzsystems 32,33 32,73 33,05 33,06 32,96 32,51 33,30 33,13
Notenumlauf 13,85 14,07 14,58 14,24 13,91 13,77 14,42 14,76
Bankdep. in Dollar bei ZB 0,01 0,05 0,10 0,12 0,01 0,02 0,04 0,01
Monetäre Passiven 13,86 14,12 14,69 14,37 13,92 13,79 14,47 14,86
Nettosaldo Swaps 9,39 8,66 8,87 9,79 10,36 10,14 9,55 9,31
Depositen der Regierung 2,72 1,52 1,64 1,83 2,19 1,85 1,83 2,06
Finanzpassiven 23,24 22,78 23,55 24,16 24,28 23,93 24,02 24,17

Quelle: Zentralbank


